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Das Interesse Wlserer Leser sm "Antl­
imperialistischen InformatlonSbulletin n, 
das sich nicht nur in der Zunahme der Abon­
nements sondern auch im gesteigerten Post­
verkehr mit der Redaktion ausdrUckt , 1st 
ror uns Ansporn und Verpflichtung die Qua­

lität des AlB weiter zu verbessern, um sie 
noch stärker zur direkten Waffe 1m Klassen­
kampf zu machen . 

Da die Zeit, die uns fUr die Redaktions­
arbeit zur VerfUgung steht, begrenzt 1st , 
ist dies jedoch nur möglich, wenn 1m zwei­
ten Teilbereich unserer Arbeit, der Organi­
sation und Technik, die dafür notMendige 
Zeit verringert werden kann . 

Wir freuen uns, Uber die hohe Zahlungs­
morel der Mehrzahl unserer Abonnenten. 
Dennoch gibt es einige Probleme, zu deren 
Lösung unsere Leser beitragen könnten . 

Bei Bes tellungen bitten wir , Name und 
Adres se deutlich, am besten in Croßbuch­
ataben zu schreiben. Unleserliche Namen 
und Adressen fUhren oft dazu, daß die Sen­
dungen zurUckkommen , daß wir neuerlich an 
die Entzifferung schreiten mUssen, bis es 
dann im zwe i ten Falle klappt - oder auch 
nicht , kurz Portokosten und 'Arbeitszeit 
s teigen. Das gleiche Problem stellt sich, 
wenn Adressenänderungen Uberhaupt nicht, 
oder zu spät bekannt gegeben werden , Im 
schlimmsten Fall bekommen Sie das AlB nicht 
mehr und schimpfen auf die Redaktion, die 
daran nichts ändern kann. 

Der zweite Problemkomplex betrifft die 
Uberweisung der Abonnementsgebühren . Auch 
hier sind oftmals Name und Adresse nicht 
lesbar . Manche Leser verzichten sogar dar­
auf, ihr en Namen und ihre Adresse anzuge­
ben, und eini ge geben als Absender die 
Anschrift der AlB-Redaktion an. In all die­
sen Fällen können wir Uberhaupt nichts tun . 
Die Folge ist, daß wir Mahnungen an Leser 
verschicken , die bereits bezahlt haben, 
und uns deshalb empörte Briefe schreiben . 
Die Redaktion muß daraufhin antworten und 
das Mißverständnis e r klären . Auch das be­
deutet a l so fUr uns mehr Arbeit und hBhere 
Portokost en. 

Als l etzt es mBchten wir unaere Leser 
bit ten , Bestellungen oder andere Mitteilun­
gen nicht auf der RUckseite dea Einzahlungs­
scheines vorzunehmen . 

Wir glauben, daß die Lösung aller hier 
aufgefUhrten Probleme , zu denen wir die 
verstärkte Mitarbeit unserer Leser benö­
tigen , in unser aller Interesse liegt, wei l 
dadurch Mißverständnisse beseitigt werden , 
und wir mehr Zeit tur bessere inhaltliche 
Redaktionsarbeit gewinnen . 

Seit kurzem verfUgt die Redaktion Uber 
zwei aus je 26 Blättern bestehende Plakat­
sammlung , die vom African National Congress 
zusammengestellt wurde . Der englische Text 
informiert Uber die Situation in der Re ­
publik SUdafrika und den nationalen und 
sozialen Befreiungskampf des Volkes . Die 
Plakate eignen sich sehr gut als ~schau­
ungs- und Aufklärungsmaterial. Sie können 
von uns jederzeit ausgeliehen werden. 
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SOCVIEINAM 
J.v. FREYBERG, B.SCHILLtNG: 

FRI EDENSTAUBEN AUS DEM 

PENTAGON 

VS-Präsident Nixon hat den Kampf um die 
Präsidentschaftswahl mit einem spektakulä­
ren Auftakt begounen: Am 25 . ' . 1972 legte 
er einen 8-Punkte Plan vor, mit deI!'! er an­
geblich den Krieg in Vietnam beenden will. 
Die Ernsthaftigkeit dieser Absicht muß je­
doch angezweifelt werden angesichts der 
Tatsache, daß Nixon schon einmal - um die 
letzte Wahl zu gewinnen - den Frieden ver­
sprochen, den Krieg aber bis heute immer 
mehr verschärft hat. In der Konfrontation 
seiner 8 Punkte mit dem 7- Punkte Plan der 
sUdvietnamesischen Revolutionsregierung 
(vgl. AlB Nr.6/7,1971) erweist sich Nixons 
Angebot als nichts anderes ~ls ein großan­
gelegtes Wahl- und Täuschungsmanöver. Im 
7- Punkte Plan waren als wesentliche Voraus­
setzung tur den Frieden genannt worden : 
Beendigung de s Aggressionskrieges und der 
Politik der "Vietnamisierung", Abzug der 
Truppen "Berater" und des Kr1egsmaterials 
der USA und ihrer VerbUndeten; Auflijsung 
der Militärstützpunkte; Beendigung der Ag­
gression gegen die DRV ; Aufgabe jeder Un­
terstützung de s Thieu- Regimea . 

Nixon erklärte zwar , er werde aus 5Ud­
vietnam alle amerikanischen und verbUnde­
ten Truppen 1n den einem Abkommen folgenden 
6 Monaten abziehen; er ist aber nicht be­
reit , die notwendigen Voraussetzungen fUr 
ein solches Abkommen zu schaffen : nämlich 
jegl i Che Aggressionsakte gegen Nord- und 
SUdvi etnam einzustellen . I m Gegenteil -
die Bombenangriffe auf die DRV wurden in 
der l etzten Zeit intensiviert. "Unter die­
sen Umständen", so f ragt die Verhandlungs­
delegation der Revolutionsregierung in 
Paris zu Recht , "wann ein Abkommen Uber 
das sUdvietnameaische Problem zustande kom­
men kann, ••• ? So steht aucb hinter Nlxons 
Vorschlag einer Frist von 6 Monaten nur 
die Absicht, US-Truppen für lange Zeit in 
SUdvietnam zu stationieren . ,,1) Auch 

L' Humanite spricht von einem "reinen Wort­
spiel Nixons . . . denn er schließt (beim 
Abzug) nicht die Bomber der 7 . Flotte und 
die in Thailand stationierten Luftstreit­
kräfte ein. Dabei ist es gerade die Luft-

waffe , die heute hauptsächlich den Krieg 
führt . "2) Daß Nixon nicht die AbSicht hat, 

SUdvietnsm seine Angelegenheiten selbst 
regeln zu lassen , kommt auch in folgenden 
Vorstellungen zum Ausdruck : Ein Monat vor 
den Wahlen . die nach dem Abzug der US­
Truppen stattfinden sollen , wird Thieu zu­
rücktreten. "Dies sei die äußerste Grenze 
der Großzügigkeit AmerikaS" , 3) denn wie 
Nixon betonte : "Das einzigo was dieser Plan 
nicht tut , ist uns mit unserem Feind zu­
sammenzutun, um unseren VerbUndeten zu stUr­
zen" .4) US-Außenminister Rogers verdeut­
lichte, daß die USA bereit seien , "jede 
Regierung in SUdvietnam zu ~kzeptleren, die 
das Volk haben wolle .• . eine kommunisti­
sche Regierung .. . fUr die Vereinigten 
Staaten aber unannehmbarn5 ) sei . Nixons 
Berater Ki ssinger verstieg sich zu der küh­
nen Behauptung, " daß Hanoi von Amerika 
verlange, das sUdvietnamesische Regime zu 
stUrzen , weil sie , die Kommunis~en , es 
offensichtlich allein nicht könnten . ,, 6) 

Dies Widerlegte ein Vertreter der PRR in 
Paris, indem er nochmals klarstellte , daß 
die sUdvietnamesische Bevölkerung nicht 
von den USA den Sturz ihrer VerbUndeten 
verlangt , sondern "daß die Nixon Ve nfal­
tung darauf verzichtet , die kriegstreibe­
r ische Gruppe Nguyen Van Thieu, die sie 
illegal an die Macht gebracht hat , zu !:!!!:: 
terstUtzen. " 7) Obwohl Nixon glauben machen 
will , daß der "Vietcong" die Beteiligung 
an der Ubergangsr egierung fordere , ha t die 
Revolutionsregierung in ihrem 7- Punkte 
Fri edensplan ei ndeutig erklärt : 
Nach dem Abzug der US-Truppen wird eine 
Ubergangsregierung gebildet , an der alle 
Kräfte , die sich auf der Grundlage der For­
derung nach Frieden , Unabhängigkeit und 
Neutr alität zusammenschließen, beteiligt 
sein werden. Diese Ubergangsregi e rung wird 
fUr d i e Vor be r eitung und Dur chfUhrung der 
freien Wahlen verantwor t l ich sein . Sie wird 
mit der PRR Uber wirtschaftliche , politi­
sche, militärische und soziale Maßnahmen 
zur Normalisierung des Lebens verhandeln. 

Angesichts dieser praktikablen und ver­
nUnftigen Vorschläge konnte Nixon die ameri­
kanische und die Weltöffentlichkeit mi t 
seinem 6- Punkte Plan nicht täuschen: "Die 
Rede des Präsidenten hat die inneren Fron­
ten in Amerika kaum verändert . Die Kriegs­
gegner beharren darauf , daß seine Bedingun­
gen das Kriegsende nicht ermöglichten , wäh­
rend die Parteifreunde Nixons betonen , er 
sei so entgegenkommend gewesen , wie irgend 
möglich . ,,6) 

3 



4 

Internationale Zustimmung fand Nixon 
laut dpa nur in nBonn. Tokio, Paris , Can­
berra und Seoul . n9) 

Anmerkungen : 

von Nguyen Van Thieu, stell­
;;;;i; ';;';,;h ,,~Leiter der Delegation der 
~ Revolutionären Regierung 
l~:;:!~~,;: Republik SUdvietnam ( RSV) bei k, Sitzung der Pariser Vietoam­

vom 27 . 1. 1972 . 
2) L' Humanite zit .n. SUddeut sche Zeitung 

(SZ) vom 28 , 1,1972 
3) SZ vom 27.1 . 1972 
4) ebd. 

5) SZ vom 29 . /30 . 1.1972 
6) SZ vom 27 . 1 .1972 
7) Erklärung d. PRR a . a.O. 
e ) SZ vom 27 .1. 1972 
9) ebd . 

CHILE 
Im ersten Beitrag dieser Chile gewidme­

ten Nummer wi rd ein knapper histori scher 
Abriß gegeben, wobei die Besonderheiten 
der chilenischen Entwicklung, die ror dss 
Zustandekommen der Volkseinheit relevant 
sind, spezielle Beachtung finden . Im zwei­
ten Teil wird ein Dokument veröffentlicht, 
das tiber die politische Strategie , die dem 
chileni schen Weg zum Sozialismus zugrunde 
liegt , Auskunft gibt. Daran schließt s ich 
e1n Interview mit Wirt schaftsminister Pedro 
Vuskovic und eine Press eUber s i cht Uber die 
Kreditleis tungen der sozialis ti schen Län­
der an Chile an. 

Ober die aktuelle Situation (verschärf­
te Angriffe der Rechten) berichten w.i.r in 
einer der nächsten AUSl oben . 

D.BORIS,E.BORIS,WEHRHARDT : 

ZUR VORGESCH IC HTE DES WAHL­

StEGES DER UNIDAD POPULAR 

Zur Klärung der naheliegenden Frage , wie 
es in dem von blutigen Umsturzen und Macht­
Usurpationen gezeichneten Lateinamerika 
Uberhaupt möglich gewesen ist, 110 eine 
von marxistischen Parteien - der Soziali­
sti schen und der Kommunistischen - gefUhrt~ 

Volksfront in einem legalen Wah1verfa~en 
an die Macht zu gelangen ims tande war, kön­
nen einige Hinwei se au!' die Eigentumlich­
kei ten der chilenischen Geschichte dienlich 
sein . 

Di e Situation Chiles ist vor allem ge­
kennzeichnet durch die Diskrepanz zwischen 

seiner ökonomisch- sozi alen Struktur, die 
in den entSCheidenden GrundzUgen der sei­
ner unterentwickelten lateinamerikanischen 
Nachbarländer ähnelt, und den eher "moder­
nen westliChen Demokratien" entsprechenden 
politischen Strukturen: hohe Kinderster b­
lichkeit, niedri ge Wachstumsraten des So­
zialpr odukts , hohe Inflationsraten, abso­
luter und relativer RUctgang der agrari ­
schen Pr odUk tion, quasi feudale Besitz-
und Arbeitsverhältnisse auf dem Lande , ex­
trem schlechte Lebens- und Arbeitsbedingun­
gen fUr das industrielle Proletarist, ri e­

sige Slums sm Rande der großen und mittle­
ren Städte (in Chile nennt man sie 
"callampas") , in denen ein zahlenmäßig star­
kes Subproletariat lebt, - diese Merkmale 
sind Chile und seinen Nachbarn gemeinsam . 
Doch während im Nachbarl and Bolivien bei­
spielsweise ein Militärputsch dem anderen 
folgt, während in Argentinien und Brasilien 
reaktionäre Militärcliquen mit faschisti ­
schen Methoden die "Stabilität der Lage" 
garantieren, verfUgt Chile Uber eine "demo­
kratische Tradition", d1e die vieler euro­
pUSChST Länder- in den Schatten stellt. 
Pressefr eiheit , die Garantie bUrgerlich­
liberaler Grundrechte, Unabhängigkeit der 
Justiz usw. sind schon seit Beginn dieses 
Jahrhunderts (mit wenigen Unterbrechungen) 
verfassungsmäßig abgesichert , wobei man 
natUrlieh den in a~len westlichen ~Demokra­
tienn auftretenden Unterschied zwischen 
Verfassungstext und Verfassungsrealität auch 
hier fea~stellen kann: Bei Streiks scheute 
sicb dip Staatsgewalt niemals. die gehei­
ligten Prinzipien des Rechtsstaats zu durch­
brechen. 

All diese Besonderheiten - wie die Rolle 
und Tradition des chilenischen Militärs , 
das de~okratiscb gewählten Regierungen "ein 
loyales Instrument vornehmlich der Außen­
politik i st, die Funktion und der Ein!'luß 
des Staates und des Parlaments, de r Umfang 
und die politische Stärke der Arbeiterklas­
se und der kleinbUrgerlichen Zw iscbenschich­
ten (Angestellte und ~raiberufliche) - ge­
hen auf verschi edene Perioden der chileni­
schen Geschichte zurUck . Die s t arke Stel­
lung der staatli chen Zentralgewalt in Ge­
sellschaft und Politik wie auch die Rolle 
des ihm im wesentlichen untergeordneten 
Militärs ist z . B. weitgehend Resultat dar 
Jahrhunderte währenden Kampfeituat i on der 
europäischen Einwanderer und Kolonisatoren 
gegenUber den einheim~hen Indianeratäm­
mer.. Di eae besondere Konstellation behin-



derte lange Zeit das Aufkommen großer Land­
besitze und eine Vielfalt dezentraler Cau­
dillo- Gewalt en - wie in zahlreichen anderen 
Ländern Lateinamerikas - und erforderte 
stattdessen die Konzentration und Monopoli­
sierung der staatlichen und militärischen 
Macht. Dieser Umstand begUnstigte nach der 
Unabhängigkeit (1816) die Entfaltung eines 
relativ starken einheimischen Kapitalismus 
bis 1850/60, welchem die Einführung eines 
Rechtssystems entsprach, das in mancher 
Hinsicht zu den fortschrittlichsten jener 
Zeit gehijrte. Während in vielen anderen 
Ländern Lateinamerikas Differenzen inner­
halb der Oligarch~e gewtlhnlich in fehdeähn­
lichen Cliquenkämpfen und durch Putsche 
(falls man die Zuhilfenahme der staatlich~n 
Machtmittel !Ur ntltig eraChtete) bereinigt 
wurden, bildete in Chile schon sehr frUh 
das Parlament eine entsprechende "Stätte 
der Begegnung" !Ur die Oligarchie. 

Nicht zuletzt dieser rationalisierten 
Form der HerrschsftsausUbung ist es zu ver­
danken , daß Chile im sog. Salpeterkrieg 
(1871 - 83) in der Lage war, seinen Nachbarn 
Peru und Bolivien Territorien zu entreiBen , 
die im letzten Drittel des vorigen Jahr­
hunderts erhebliche tlkonomische Bedeutung 
erlangen sollten. Zwar mußte Chile die Aus­
beutung seiner natürlichen ReichtUmer (Sal­
peter und Kupfer) weitgehend dem britischen 
Imperialismus Uberlassen, doch war die da­
mals einsetzende punktuelle tlkonomische 
Entwicklung auch tur die herrschende Klas­
se Chiles insofern einträglich, als die 
Handelsbourgeoisie am neu erschlossenen 
Reichtum partizipieren konnte, der Export 
der Latifundistas (Großgrundbesitzer) flo­
rierte und der Staat Salpeterexportsteuern 
bezog, die eine auch nur minimale Belastung 
einheimischer Besitzklassen entbehrlich 
• aChte. 

Sowohl durch den Salpeter- und Kupfer­
bergbau wie auch durch die dazugehtlrigen 
infrastrukturellen Ausstattungen (Eisen­
bahnbau, StraBenbau , Erweiterung der Hafen­
anlagen etc . ) entstand schon in der zwei­
ten Hälfte des vorigen Jahrhunderts eine 
Arbeiterklasse , deren Umfang, lokale Kon­
zentration , Organi sierungsgrad und Kampf­
bereitschaft in keinem anderen lateinameri­
kanischen Land erreicht wurde. Die ersten 
Organisetionsversuche, die jedOCh zunächst 
nur als Organisationen der gegenseitigen 
Hilfe (mutualistische Organisationen) ge­
dacht waren, wurden in den fUnfziger Jah­
ren des letzten Jahrhundert s unternommen . 

Diese Hilfs- und WiderstandsbUnde nahmen 
bald Verbindungen zu verschiedenen radikal­
demokrati schen Intellektuellen-Clubs auf, 
die sich die Propagierung der öffentlic~ 
ErZiehung , die Bekämpfung des Analphabeten­
tums und die Ausweitung bUrgerlicher Rech­
te zum Ziel gesetzt hatten . Diese Clubs 
Ubernahmen die ideologische Arbeit in den 
ersten grtlßeran gewerkschaftlichen Organi­
sstionen , die schon eb 1890 entstanden _ 
ungefähr zur gleichen Zeit wie in Deutsch­
land, während sich in den meisten anderen 
lateinamerikanischen Ländern (Mit Ausnahme 
Uruguays, Mexikos und Argentiniena) gewerk­
schaftliche Organisationen sehr viel spä­
ter entwickelten und z.T. noCh heute in 

den Kinderschuhen stecken. 

Die ersten Massenarbeitskämpfe unter 
FUhrung der Bergarbeiter abtieren aus den 
BOer Jahren und die erste sozialistische 
Arbeiterpar~ei wurde bereits um die Jabr­
hunaertwende gegrUndet . (Gewerkschaftliche 
ZentrelzusammenschlUsse gab es erstmals 
seit den frUhen 30er Jahren dieses Jahr­
hUnderts.' $chon kurz vor dem ers~en imperia­
listischen Weltkrieg konnte sich die marxi­
stische Richtung unter FUhrung von EmiliD 
Recabarren gegen mutualistische und anarcho­
syndikalistische Strömungen durchsetzen. 
1920 benannte sie s i ch in "Kommunistische 
Partei Chiles" um und trat 1921 der 3.In­
ternationale bei . Wenn die Arbeiterklasse 
bis zu diesem Zeitpunkt und auch danach 
der herrschenden Klasse gewisse Rechte und 
Garantien abtrotzen konnte und einen Macht­
faktor im politischen Kräftefeld darstell­
te , so waren es doch eher die mit der Aus­
weitung des Staats- und Verwaltungsapparats 
entstehenden Zwischenschichten, die neben 
der traditionellen Oligarchie eine wich­
tige Rolle in der politischen Geschichte 
des Landes insbesondere aeit 1920 spielten • 

Im Cefolge der starken ErschUtterungen, 
die die Weltwirtscbaft skrise in Chile ver­
ursach~e, kam es 1938 zu der ersten Volks­
frontkoalition, welche ein Bündnis dieser 
Schichten und der Arbeiterklasae darstell­
te. die durch die kommunistische und die 
1933 gegrUndete sozialistische Psrtei ver­
treten war. Zwar konnte das Proletariat in 
dieser Periode seine Position durch die 
eingeleiteten EntwiCklungs- und Industria­
lisierungsmaßnahmen in gewissem Umfang 
festigen; doch als ihm 1947 das Bündnis jäh 
aufgekündigt und das Verbot der Kommuni­
stischen Partei ausgesprochen wurde, ging 
es politisch geschwächt und gespalten aus 
dieser Phase hervor. 
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Da die Führung der Volksfrontregierungen 
hei der Partido Radical verblieb, welche 
d.1e an einer selbständigen Industrialisie­
rung interessierten Teile der Bourgeoisie 
repräsentierte, konnten n.icht einmal die 
mit der Vo!ksfrontkonzeption verbundenen 
anti- imperialistischen und anti- feudalen 
Ziele durchgesetzt werden . Die ökonomische 
Abhängigkeit Chiles von US-lnvestitionen 
nahm im Verlauf dieser Etappe noch zu und 
die nicht zuletzt unter dem Zeichen des 
Kalten Krieges stehende diplomatische und 
ökonomische Intervention der USA beförder­
te 1947 die Kommunisten aus der Regierungs­
koalition in die Illegalität . Die Struktu­
ren des Großgrundbesitzes waren in keiner 
Weise angetastet worden und die Masse der 
Landarbeiterschaft fiel der Konzession der 
Linken, den Gesetzentwurf Uber die gewerk­
schaftliche Organisation auf dem Lande nic~t 
zur Koalitionsfrage zu erheben, zum Opfer. 
Zu dem Verzicht auf eine selbständige Poli­
tik gegenUber den Radikalen kam noch hinzu , 
daß die beiden marxistischen Parteien _ die 
KP und die Sozialistische Partei - sich 
obendrein von dieser Parte! gegeneinander 
ausspielen Ueßen , sich zeitweise heftig 
bekämpften und schließlich beide gegen Ende 
der 40er Jahre stark an Einfluß in der Ar­
beiterschaft verloren. 

Erst während zweier ~egierungsperioden 
(1952- 1964), die die klare Herrschaft der 
Vertreter der Rechten beinhalteten , als die 
immer stärker werdende ökonomische Stagna­
tion zu eine~ Absinken des Lebensstandards 
der breiten Massen führte, gelans es der 
Linken,neue Kräfte zu sammeln und wiederum 
eine gemeinsame Front zu bilden , die schon 
bei den Präsidentschaftswahlen 1958 ernst­
haft die Hegemoniesteilung der pro- imperia­
listischen Großbourgeoisie gefährdete. Als 
deren Wahlchancen 1964 durch die weiter 
fortgeschrittene Politisierung großer Tei­
le der Bevölkerung aussichtsloS waren, prä­
Sentierte sie 1m Verein mit den interessiar· 
ten imperialistischen Teilhabern den dyna­
mischen Christdemokraten Eduardo Frei , der 
mit seinem Slogan "Revolution i n Freiheit" 
sowohl Teile des Landproletariats und der 
Slumbevölkerung wie auch die Großbourgeoi­
sie anzusprechen verstand . 

So entwickelte die christdemokratische 
Politik des "Dritten wegas",die als Alter­
native zur kubanischen Revolution konzi­
piert wurde, auf der Grundlage einer hete­
rogenen Klassenbasis durchaus notwendige 
und teilweise fortschrittlich~ Gesetzes-

6 initiativen , die aber entweder in ihrer 

Anlage unzureichend waren oder in ihrer 
DurchfUhrung an der immer gr öBeren KOIll ­
promißbereitschaft gegenUber einheimi schen 
wie ausländischen traditionellen Interessen 
scheitern mußten. 

Beispielsweise ermöglichte d.1e inten­
dierte radikale Agrarreform zum ersten Mal 
in der Chilenischen Geschichte die Bildung 
von Arbeiterorganisationen auf dem Lande; 
gl eichzeitig wurden aber die Expropriation 
und Verteilung yon Boden an landlose Fa.mi­
lien immer wieder verSChleppt und nicht 
einmal die von der Regierung gesetzten , be­
scheidenen Ziele erreicht , so deß die Herr­
schaftsstruktur auf dem Lande unangetastet 
blieb: andererseits verursachten selbst die 
wenigen Expropri ationen sehr hohe Kosten 
(durch Aufk auf der Ländereien und Ausstat­
tung der angesiedelten Bauern) , denen nur 
geringe landwirtschaftliche Zuwachsraten 
gegenUberstanden. 

Ebenso erfolglos blieb die Politik der 
sog. "Chileni sierung" des Kupferbergbaus , 
die eine Teilhabe des Staates an den wich­
tigsten Unternehmen dieses Sektors beinhal­
tete . Mit RUcksicht auf die betroffenen 
US- amerikan!schen Konzerne und die !Ur die 
Yeiterverarbeitung des Kupfers zu ~nter­
essierenden ausländischen Investoren wur­

den die Verträge und Zahlungsmodi unter 
äußerst ungUnstigen Bedingungen abgeschlos­
sen. Die Kosten der gescheiterten Reformen 
wurden zum größten Tell der Arbeiterklass e 
aUfgebürdet. 

Die relativ gU.'lstige geaamtwirtschaft­
liche Entwicklung der Jahre 1964- 1966 konn­
te selbst au! der Basis extrem hoher Kup­
ferpreise des Weltmarkts in den folgenden 
Jahren nicht aufrecht erhalten werden , so 
daß bei hohen Inflationsraten der Lebens­
standard breiter Bevölkerungsschichten sin­
ken mußte. Eine Reihe von heftigen StreIk­
auseinandersetzungen, die neben Industrie­
und Minenarbeitern auch das Landproletariat 
sowie Teile der Angestellten erfaßten , be­
antwortete die Regierung mit ständig zu­
nehmender Repression . Es ist einleuchtend, 
daß in dieser politischen Situation dem 
Versuch der Partido Democrats Christiano 
(PDC), lumpenproletsriscbe Schichten sowi e 
das Landproletariat als eigene Massenbasis 
zu gewinnen, enge Grenzen gesetzt waren, 
während die Manöver zur Spaltung der kom­
munistisch und sozialistisch orientierten 
Arbeiterbewegung vollständig mißlangen. Im 
Gegenteil : durch die immer deutlicher wer­
dende Diskrepanz zwischen cbristdemokrati­
schen Versprechungen und der Wirklichkeit 



sowie durch intensive und kontinuierliche 
politische Arbeit de r Linken konnte diese 
ihre Position festigen und die Polarisie­
rung der Klassenkräfte vorantreiben . 

Diese politisch gUnstige Lage erm6glich­
te ein Wiederau!leben der FRAP ("Frente de 
Accion Popular", ein in zahlreichen Wahlen 

seit 1956 bestehendes Bündnis von Links­
parteien), zumal die Christdemokraten bei 
den Gemeindewahlen 1967 wie bei den Par­
lamentswahlen von 1969 erhebliche Schlappen 
einstecken mußten, wogegen die beiden stärk­
sten Linksparteien ihre Stimmenanteile ver­
gr6ßern konnten . Ausdruck dieser Konsoli­
dierung der Linken wurde schließlich die 
Bildung der "Unidad Popular" vom Oktober 
1969. 

Der UP [vgl . hierzu AlB 5/701 gehören 
neben Sozialisten und Koaununisten die Radi­
kale Partei, die Movimiento de Accion Popu­
lar Unitario (MAPU , eine Abspaltung der 
Christdemokr atischen Partei) sowie zwei 
soz ial i stische bzw. sozialdemokratische 
Splittergruppen an . Ihr Programm geht tiber 
die bisherigen programmatischen Erklärungen 
linker WahlbUndnl sse weit hinaus und ent­
hält folgende wesentliche Forderungen : er­
weiterte Befugnisse der zentralen Planungs­
behör de , VerstaatliChung der gesamten Grund­
stoffindustrie sowie der in- und ausländi­
aChen Monopole, inklusive der Banken, För­
derung der mittleren und kleineren Betrie­
be (entweder durch staatliche Beteiligung 
oder Kreditgewährung) bei bestimmten Pro­
duktionsauflagen , Beschleunigung der Agrar­
reform und entschiedene Bekämpfung der In­
flation . Ebenso : rechtliche Gleichstellung 
von Arbeitern und Angestellten , Ausbau des 
Gesundheita- und Bildungswesens , forcier ­
tes Wohnungsbauprogramm sowie die Beseiti­
gung von regionalen Disparitäten . Schließ­
lich ist in ihm festgelegt , daß mit allen 
sozialisti schen Ländern diplomatische und 
Handel sbeziehungen aufgenommen werden. 
Gleichfalls waren die Parteien und Organi­
sationen der UP Uberein gekommen , an Ar­
beitsplätzen und in den Wohnbezirken sog. 
~Comites de Unidad Popular" zu grUnden , um 
eine anhaltende Mobilisierung ihrer Anhän­

ger zu gewährleisten, die im Falle des Sie­
ges an Ort und Stelle konterrevolutionäre 
GegenSChläge abwehren sol lten . 

Der knappe Wahlsieg Allendes vor dem 
Kandidaten der Rechten kann folgendermaßen 
interpretiert werden: Während ein großer 
Teil früherer Frei -Wähler den Kandidaten 
der Rechten unterstUtzte , 
didat Tomic - trotz eines 

und der PDC-Kan­
mit linken Paro-

len getuhrten Wahlkampfes - den s ich seit 
1967 abzeichnenden Stimmenverlust seiner 
Partei nicht aufhalten konnte, war es der 
UP möglich , nicht nur ihren traditionellen 
Anhang zu erhalten, sondern auch in bisher 
unerreichte Schichten - Landarbeiter und 
Subproletariat - vorzudringen. Der auf den 
ersten Blick knappe Wahl sieg der UP wird 
durch die Tatsache relativiert , daß ein 
Großteil der Tomi c-Wähler im Bezug auf ihre 
soziale Lage und ihren Bewußtseinsstand 
sich von den UP- Wählern kaum unter scheiden . 
Das bestätigte sich im April 1971 bei den 
Gemeindewahlen , als die UP-Parteien eine 
knappe absolute Mehrheit erringen konnte. 

Traditionsgemäß verkündet in Chile alljähr­
lich am 21 . Mai der Präsident eine Bot­
schaft an die Nation. Allendes erste Bot­
schaft aus dem Jahre 1971 , aua der wir Aus­
zUge wiedergeben , enthält wichtige Passagen 
Uber die Voraussetzungen, Prinzipien und 
Perspektiven des chilenischen Versuchs, den 
Weg zum Sozialismus zu beschreiten. 

SALVA.1X)RE ALLENDE: 
(. . .) 

DIE ÜBERWINDUNG 

DES KAPITALISMUS IN CHILE 

Die Bedingungen im Rußland von 1917 und 
im heutigen Chile sind sehr verschieden. 
Trotzdem ist die historische Herausforde­
rung ähnlich . 

Rußland fällte i m Jahre 1917 die Ent-
scheidungen , die die moderne Geschichte am 
meisten bestimmten. Da zeigte sich , daß der 
zurückgebliebene Teil Europas sich vor das 
entwickelte Europa an die Spitze setzen 
konnte, daß die erste Sozialistische Revo­
lution nicht notwendigerweise im Inneren 7 
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der Industriemächte s tattfinden mußte. Die 
Herausforderung wurde angenommen und einer 
der Wege des sozialistischen Aufbaus be­
schritten , die Diktatur des Proletariats. 

Heute zweifelt niemand daren, daß auf 
diese Wei se Nationen mit einer großen Be­
völkerung in relativ kurzer Zeit mit der 
Unterentwicklung brechen und den Anforderun­
gen der modernen Zivilisation gerecht wer­
den kBnnen. Die Beispiele der UdSSR und 
der VR China eprechen !Ur s ich selbst. 

Wie damals Rußland, so steht heute Chile 
vor der Notwendigkeit, einen neuen Weg 
beim Au!bau des Sozialismus zu beschreiten: 
unseren revolutionären Weg, den pluralisti­
schen Weg, den schon die Klassiker des 
Marxismus antizipiert haben , der abe r ni e­
mals verwirklicht wurde. Die Gesellschafts­
.,l ••• nscbafl;l.er haben ..... anod:llcm, daß a1a 
erste entwickeltere Nat10neD vahrscheLniich 
Italien und Frankreich mit ihren mächtigen . 
.arxistisch orientierten Arbeiterparteien 
diesen Weg beschreiten wUrden. 

Jedentel.ls erlaubt uns 41. (Jeechlcht.e 

.'_al ..er. iU.t der 'er&~.nhe1t zu 
brechen und ein neues Gesellschaftsmodell 
dort aufzubauen, wo es nicht nur theore­
tisch sm ehesten vorauszusehen war , sondern 
wo auch die gUnstigsten konkreten Bedingun­
gen datur vorhanden waren. C~e ist heute 
die erste Nation der Welt, die dazu berufen 
ist, dse zweite Modell des Ubergangs zum 
Sozislismus zu entwickeln. 

Diese Heraus!or derung weckt Uber die 
Grenzen unser es Vaterlandes hinaus lebhaftes 
Interesse . Alle wissen oder tuhlen, daß hier 
und jetzt die Geschichte eiDe neue Wende 
nimmt, und zwar 1n de=- Maße,wie wir Chllenen 
UDS unserer Aufgabe bewußt sind. EiDige 
unter uns, vielleicht die Minderheit , sehen 
nur die ungeheuren Schwierigkeiten dieser 
Auflabe. Wir anderen. die Mehrheit, versu­
chen, s i e erfolgreich zu bewältigen. Ich 
bin Uberzeugt , daß wir die n~tige Energie 
und die n~tigen Fähigkeiten au!bringen wer­
den, um unseren Bemühungen zum Erfolg zu 
verheIlen. daß wir die erste sozislistische 
Gesellschaft nach einem demokratischen. 
pluralistiachen und freiheitlichen Modell 
errichten werden , 

Die Skeptiker und die UnglUckspropheten 
werden sagep. daß das nicht m~glich ist. 
Sie werden sagen, daß ein Parlament, das 
den herrschenden Klas sen so gut gedient hat, 
unf'ähig 1st, zum Parlament des chilenischen 
Volkes zu werden. 

Mit noch mehr Nachdruck haben s ie gesag-;. 
daß die Streitkräfte und die Polizei , die 
bisher die StUtze der von uns zu überwin­
denden Or.dnung weren. nicht bereit seien, 
für den entschlossenen Willen des Volkes 
einzutreten, daß der Sozialismus in unserem 
Land aufgebaut wird. Sie vergessen das pa­
triotische Bewußtsein unserer Streitkräfte 
und unserer Polizei, ihre Berufstradition 
und ihre Loyalität gegenUber der Zivilge­
walt , 

Ich behaupte: Solange die chilenischen 
Streitkräfte und die Polizei ihrer Pflicht 
und ihrer Tradition der Nichteinmischung 
in das politische Geschehen t reu bleiben, 
werden sie die StUtze einer sozialen Ord­
nung sein, die dem Willen des Volkes ent­
spricht, wie er im Rahmen der Verfassung 
zum Ausdruck kommt. Diese Ordnung wird ge­
rechter, menschlicher und groBzUgiger tur 
alle, aber besonders für die Arbeiter sein , 
die bis haute sovi el gegeben, sber 80 gut 
wie nichts dafUr erhel ten haben . 

In diesem Bereich liegen unsere Schwie­
rigkeiten nicht. Sie liegen begründet in 
der außerordentlichen Kompliziertheit der 
Aufgaben , die uns erwarten: Die Institutio­
nalisierung des politischen Weges zum Sozia­
lismus, ausgehend von unserer gegenwärtigen 
Realität, der Realität einer Gese~lscha!t, 
die belastet ist durch die Rückständigkeit 
und die Armut als Folge der Abhängigkei t 
und der Unterentwicklung; wir mUssen di e 
Ursachen der RUckständigkeit beseitigen 
und zugleich eine neue sozio- ökonomische 
Struktur schsffen, die kollektiven Wohl­
stand gewährleistet . 

Die Ursschen !Ur die RUckständigkeit 
gingen und r,ehen auch heute noch zurUck euf 
die Unterordnung der traditionellen herr­
schenden Klassen unter ausländische Inter­
essen und auf die von ihnen betriebene Aus­
beutung im Inneren. Aus ihrer Verbindung 
mit den ausländiachen Interessen zogen sie 
Pro!it~ ebenso wie aus der Aneignung des 
von den Arbeitern erstellten Mebrprodukts. 
Dabei lieBen sie den Arbeitern nur das zur 
Reproduk:tiQn ihrer Arbeitskraft n~t1ge 
Minimum. 

Unsere erste Aufgabe ist es, diese ver­
hängniavolle Struktur, die nur sin verzerr­
tes Wachstum ermöglicht, zu beseitigen . 
Aber gleichzeitig mUssen wir die neue Öko­
nomie au!bauen. damit die alte auf die 
Dauer nicht weiterbestehen kann. Dabei mUs­
Ben die Produktivität und das technische 
Niveau, das wir trotz der Unterentwicklung 



erreicht haben, maximal erhalten bleiben ; 
wir mUssen alle Kri sen verhindern, die 

kUnstlieh von denen ins Leben gerufen wer­
den sollten, die sich ihrer alten Privile­
gien beraubt sehen. 

Aber darUber hinaus gibt es noch ein an­
deres Problem, das sich in uns erer Zeit 
s tellt : Wie können wir im Menschen und vor 
allem in der Jugend ein neues Bevußtsein 
wecken , das ihnen neue Lebensfreude schenkt 
und ihre MenschenwUrde zurUckgibt? Es 
gibt keinen anderen Weg als die Begeiste­
rung !Ur die groBen selbstlosen Aufgaben, 
gleichsam als die Uberwindung der eigenen 
menschlichen Lebensbedingungen, die noch 
geprägt s ind durch die Auf teilung in Privi­
legierte und Besitzlose . 

Niemand kann heute schon Lösungen !Ur 
die f erne Zukunft entwickeln, wenn alle Völ­
ker in Wohlstand leben und alle ihre ma­
teriellen Bedürfnisse befriedigen werden 
und zugleich das kulturelle Erbe der 
Menschheit antreten . Aber jetzt und hier, 
in Chile und in Lateinamerika , haben wir 
die Möglichkeit und die Ptlicht, alle 
schöpferischen Energien besonders der Ju­
gend freizusetzen tur Aufgaben, die uns 
mehr begeistern al s alle Unternehmungen der 
Vergang:enhei t . [ • • • ) 

Ein naiver Beobachter in lrgendeinem 
entwickelten Land, das Uber alle materiel­
len Möglichkeiten vertugt . könnte annehmen, 
daß diese Uberlegungen eine neue Art der 
unterentwickelten Länder s ind, um Hilfe zu 
bitten , daß sie ein neuer Appell der Armen 
an die Hilfsber eitschaft der Reichen seien. 
Darum geht es nicht, im Gegenteil. Die Neu­
ordnung aller Gesellschaften unter der FUh­
rung der Besitzlosen und die Änderung der 
internetionalen Handelsbeziehungen, wie sie 
von den ausgebeuteten Völkern verlangt wer­
den , werden nicht nur die Beseitigung des 
Elends und der Rückständigkeit der Armen 
zur Folge haben , sondern s ie werden auch 
die reichen Länder von ihrem Herrschafts­
system befreien, So wie die Emanzipation 
des Sklaven den Herrn befreit , so hat der 
Aufbau des Sozialismus, dem sich heute die 
Völker unserer Zeit gegenUber sehen , seinen 
Sinn tur die armen Nationen genauso wie tur 
die reichen; denn die einen wie die anderen 
werden die 'Ketten ihrer Gesellschaft zer­
sprengen. [ . •• J 

Das uns anvertreute Mandat verlangt die 
Mobili sierung aller materiellen und geisti­
gen Kräfte des Landes. Wir sind an einem 
Punkt angelangt, an dem ein ZurUck oder die 
Stagnation eine nicht wiedergutzumachende 

nationale Katastrophe bedeuten wUrden. Es 
ist in dieser Stunde meine Pflicht eIs 
höchster Träger der Verantwortung fUr das 
Schicksal unseres Landes , deutlich den Weg 
aufzuzeigen, auf dem wir voranschreiten, 
und die Gefahr und die Hoffnung, die sich 
dabei gleichermaßen tur uns ergeben. 

[ ... J 

In dem gegenwärtigen revolutionären Pro­
zeB in unserem Land gibt es fUnf wesentli­
che Punkte, die unser en politischen und 
sozialen Kampf bestimmen: die Legalität, 
die herk ömmlichen Inst itutionen, die poli­
tischen Freiheiten, die Gewalt und die Ver­
gesellSChaftung der Produktionsmittel; es 
sind Probleme, die die Gegenwart und die 
Zukunft jedes MitbUrgers betreffen. 

DAS PRINZIP DER LEGALITÄT 

Heute herrscht in Chile das Prinzip der 
Legalität . Es wurde nach einem Kampf vieler 

Generationen gegen den Absolutismus und die 
Willkür bei der AusUbung der Staatsmacht 
durchgesetzt. Es ist eine Eroberung , die 
nicht rUckgängig gemacht werden kann, solan­
ge es Unterschiede zwischen Regierenden und 
Regierten gi bt . 

Nicht das Prinzip der Legalität klagt 
die Volksbewegung an . Wir protestieren gegen 
eine Rechtsordnung , deren Postulate das 
Spiegelbild eines ausbeuteriachen Gesell­
schaftssystems sind . Unsere Rechtsnormen, 
die Ordnungs-~inzipien, mit denen die ge­
sellschaftlichen Beziehungen zwischen den 
Chilenen geregelt werden, entsprechen heute 
den BedUrfnissen des kapitalistischen Sy­
stems . Im System des Ubergangs zum Sozia­
lismus sollen die Rechtsnormen den Bedürf­
nissen eines Volkes entsprechen, das eine 
neue Gesellschaft errichten will. Aber es 
wird Legalität geben. 

Unser Rechtssystem muß geändert werden. 
Für die beiden Kammern entspringt jetzt 
daraus eine große Verantwortung ; sie mUssen 
dazu beitragen, daß die Umwandlung unseres 
Rechtssystems nicht blockiert wird, Vom 
Realismus des Kongresses wird es in großem 
Maße abhängen, ob auf die kapitalistische 
Legalität die sozialistische LeKalität 
folgt , nämlich entspreChend den von uns 
durchgefUhrten sozio- ökonomischen Umwälzun­
gen, ohne daß aber dabei ein gewaltsamer 
Bruch mit den Rechtsprinziplen WlllkUrak­
ten und Ausschreitungen, die wir verant­
wortungsbewußt zu vermeiden suchen , Tor 
und Tür öffnet. ( •.• ] 
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DIE FUHRENDE ROLLE DER ARBEITER 

Alles was wir uns im politischen, wirt­
schaftlichen , kulturellen und außenpoliti­
schen Bereich vorgenommen haben, ist die 
Aufgabe e ines Volkes, nicht eines Mannes 

oder einer RegieruQg. 

Vor einem Jahr betrug zwischen November 
und Februar die Zahl der Arbeiter, die auf 
das Mittel des Streiks zurückgreifen mußten , 
170.000 , jetzt waren es nur noch 76.000 . 
Die Obereinstimmung der Volksregierung mit 
den Arbeitern , bei der Erfolge wie Mißer­
folge gemeinsam geteilt werden, hat frO­
her unvermeidliche Konflikte beute Uber­
flUssig gemacht. In d~esem Jahr gab es we­
der Streiks im Kohlebergbau noch im Sal­
peter- , Kupfer- und Eisenbergbau, weder in 
der Textilindustrie noch im Gesundheits­
wesen, im Erziehungswesen oder bei der Ei­
senbahn. Mit ander en Worten : Es gab keine 

Streiks in den rUr das Land lebenswichti ­
gen Bereichen. 

Ich möchte an dieser Stelle hervorheben , 
daß zum ersten Mal in Chile der freiwilli­
ge Arbeitseinsatz in einigen verstaatlich­
ten Betrieben zur ständigen Einrichtung ge­
worden ist. Es gibt ihn zum ersten Mal von 
Arica bis Magallanes in massiver Form in 

allen wichtigen Bereichen des Landes . Sol­
daten und Priester , Studenten und Arbeiter, 
Berufstätige und Händler, alte Menschen 
und junge Mädchen , haben freiwillig und 
spontan der gemeinsamen Aufgabe ihre Zeit 
zur VerfUgung gestellt. Das i s t eine schöp­
ferische Aktivität , die weit Uber den Be­
griff der Ware Arbeitskraft hinausgeht . und 
es ist eine beredte Antwort an all jene, 
die in Chile und im Ausland Dinge verbrei­
ten , die nie geschehen sind und auch nie 
eintreffen werden. In diesem Land gibt es 
und wird es eine Regierung geben, die weiß, 
welche Methoden sie anwendet und wann sie 
sie anwendet. Als Präsident Ubernehme ich 
dafU r die Verantwortung. 

Die großen Aufgaben , die vor uns liegen, 
werden durch die verantwortungs bewußte und 
verstärkte Identifikation unseres Arbeiters 
mit sich selbst, mit seinen echten Inter­
essen gelöst werden, die weit über die klei­
nen oder großen Probleme dieses Tages, die­
ses Monats oder dieses Jahres hinausgehen. 
Oie Ubereinsttmmung der Arbeiter und ihrer 
politischen Vertretung, der Volksregierung, 
iat tur uns eine unbesiegbare Waffe. 

Die, die von ihrer Arbeit leben, haben 
heute die politische FUhrung des St aates 
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in ihren Händen. Das bedeutet höchste Ver­
antwortung . Der Aufbau des neuen Gesell­
schaftssystems hat in der Basis, im Volk, 
sein handelndes Subjekt und seinen Richter. 
Dem Staat obliegt es zu lenken und zu or­
ganisieren, aber auf keinen Fall den Willen 
der Arbeiter zu ersetzen . Im ökonomischen 
wie im politischen Bereich mUssen die Ar­
beiter selbst über die Entscheidungsgewalt 
verfUgen. Das zu erreichen . bedeutet den 
Sieg der Revolution . 

FUr dieses Ziel kämpft das Volk , legi­
timiert durch die Respektierung der demo­
kratischen Werte, mit der Gewißheit, die 
ein Programm gibt , mi t der Kraft der Mehr­
heit, mit der Leidenschaft des Revolutionärs . 

Wir werden siegen ! 

Quelle: Primer Mensaje des Presidente 
Allende ' ante es Congreso Pleno, 
Santiago 1971 , S. V-XXV 

Im folgenden lnterview kennzeiChnet 
Wirtschaftsminiater Pedro Vuskovic die 
Hauptaufgaben und die größten Schwierigkei­
ten der Wirtschaftspolitik der Unidad Popu­
lar. Vuskovic gehört von Anfang an dem Ka­
binett der "Volkseinheit" als parteiloser 
Marxist an. Der ehemalige Professor fUr 
Ökonometrle an der Universität von Santia­
go zählt zu den von der chilenischen Reak­
tion sm heftigsten bekämpften Mitgliedern 
des Kabinetts Allende. 

INTERVIEW 
MIT PEDRO VUSKOVIC: 

~ - Können Sie die drei BereiChe der 
Wirtschaft (sozialisierter, ge­
mischter und privater Bereich) er­
klären und voneinander abgrenzen, 
so wie sie in Ihrem Regi erungspro­
gramm enthalten 8ind, das jetzt 
Gegens tand einer intensiven Oe-



batte im mehrheitlich oppositiO­
nellen Parlament sein wird? 

Pedro Vuskovic : 

Wir sehen diese Regierungsperiode der 
Volksregierung als eine Ubergangsperiode 
zum Sozialismus an. Das i st der Grundcha­
rekter des Regierungsprogramms. Dieses Pro­
gramm ist die Antwort der Volkskräfte Chiles 
auf di e historische Erfahrung des abhängi­
gen Kapitalismus . Wesentliches Ziel dieses 
Programms i s t nicht , diese oder jene Be­
grenzung des abhängigen Kapitalismus zu 
überwinden oder mit einigen dem System 
immanenten Hemmni s sen fertig zu werden, 
sondern es ist Ausdruck der wissenschaftlich 
begründeten Uberzeugung , daß diesas Sys tem 
geändert werden muß. Genau das macht den 
revolutionären Charakter des Programms aus . 
Es versteht sich ganz klar als ein Schritt 
auf dem Weg zur sozialistischen Umwandlung 
der Wirtschaf t des Landes . Die politischen 
und Bkonomi schen Voraussetzungen, von denen 
wir ausgehen, machen eine Ubergangsetappe 
erforderlich. Diese Etappe i st konzipiert 
worden als Etappe der Umstrukturierung der 
chilenischen Wirtschaft in drei Bigentums­
bereiche , den des gesellschaftlichen , d es 
gemischten und des privaten Eigentums . Im ge 
sellschsftl ichen Sektor stehen die wichtig­
s ten und strategischen Bereiche der chile­
nischen Wirtschaft unter der Kontrolle der 
Ge sellschaft. Dieser Sektor muß die gesamte 
Ausbeutung der Bodenschätze umfassen, wo­
von ein große r Teil s i ch traditionell in 
ausländischer Hand befindet , wie etwa Kupfer 
und Eisenerz i er umf aGt weiterhin die Sek­
toren, die in der Vergangenheit dazu dien­
ten , das System des sbhängigen KapitaliSmus 
zu konsolidieren,wie das gesamte Banksy­
stem, außerdem große Unternehmen mit einer 
Monopol steilung , die in der Lage sind, be­
deutende Sektoren der Industrie Chiles zu 
kontrollieren . Dazu kommen die Unternehmen, 
die den größten Teil des Großhandels be­
herrschen, und der Großgrundbesitz . Wenn 
wir nationalisieren , was vorher unter der 
Kontrolle des imperialistischen Kapitsls 
oder großer chilenischer F1nanzgruppen ge­
standen hat , dann bleibt in dieser Ober­
gangsetsppe das Privateigentum an Produk­
tionsmitteln in Bereichen bestehen, die 
!Ur die WirtSchaft des Landes nicht von 
dieser f~damentalen Bedeutung sind . Unser 
Ges etzentwurf setzt eine Grenze fUr das 
Grundkapital fest, unter der nicht enteig­
net wird (14 Mill. Escudos laut Bilanz 
vom 31 . 12.69 , was etwas mehr als einer 

~lion Dollar entspricht) . 

~: Gelten diese Grenzen tur eine unbe­
stimmte Zeit oder gelten sie bis zur 
Festsetzung neuer Grenz en durch ein 
neues Gesetz? 

P. V.: Der Entwurf s i eht keine begrenzte 
Zeitspanne vor . Ich glaube aber , daß das 
nicht das zentrale Problem i st . Die quan­
titativen Ausmaße sind nicht das wichtigste; 
denn wenn wir von der Zahl der Produktions­
s tätten ausgehen, dann bleibt die Mehrheit 

in privater Hand . Nur eine relativ kleine 
Zahl wird ver gesellschaftet . Was die Pro­
duktionsziffern und die Beschäftigtenzahl 
angeht, sieht es schon etwas anders aus . 
Wichtig i st , daß die Unternehmen des gesell­
schaftlich~n Sektor s jene s ind, die 1h der 
Lage sind, mit ~hren eigenen Spielregeln 
atd die anderen Unternehmen des Landes Ein­
fluß zu nehmen und sie zu kontrollieren. 
Wenn wir von einem Ubergangspr ogramm zum 
Soziali smus sprechen, dann i s t uns klar, 
daß die Fragen der Beziehungen zwiscben die­
sen beiden Sektoren entscheidend sind . Da­
bei kommt es uns daratd an, daß der gesell-

schaftliche Sektor der entscheidende ist. 
Entscheidend in dem Sinne, daß hier die 
Weichen !Ur die Wlrt~ch&ft gestellt 
werden i d .h. nicbt nur fUr den gesell­
schaftlichen Sekton sondern auch tur den 
privaten Sektor wird der Orientierungsrah­
men gezogen . 

~: Entschuldigen Sie , Herr Minister . Auf­
grund dieser Konzepte kann man Sie de s 
"Totalitari smus" beschuldi gen, und man 
hat das bereits getan . Was halten Sie 
davon? 

P.V.: Nun gut, es gibt im Endeffekt zwei 
Wirtschafts formen, die des kapitalisti schen 
Protitsys tems und die dar sozialistischen 
Planwirtschaft . Wenn i ch sage , daß der ge­
sell schsftliche Sektor die entscheidende 
FUnktion hat, dann heißt daa , daß die Maß­
stäbe nicht durch den kapitalistischen Pro­
fit gesetzt werden, sondern entsprechend den 
Interessen der Gesamtgesellschaft. Das be­
deutet nicht, daß die Leis tung der privaten 
Betriebe mehr oder weniger mit Ubernommen 
wird, sondern daß der Rahmen gesetzt wird, 
in dem sie funktionieren. Di e Beschuldigung 
de s ~Totalitarismusn ist da fehl am Platz. 
Nehmen wir ein Beispiel : Die Textilbranche 
besteht aus einer großen Anzahl Produktions­
einheiten. Trotzdem wurde ein begrenzter 
Teil von ihnen, nämlich die Monopole, dem 
gesellschaftlichen Sektor einver:' ·~ibt . Vor-
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ber bestimmten diese Monopolunternehmen 
Ober den ganzen Rest der kleineren und mitt­
leren privaten Textilbetriebe. Sie kontrol­
lierten die Ver teilung der Rohstoffe und 
setzten die Spielregeln des Marktes fest. 
Ba bestand also eine Abhängigkeit aller 
mittleren und kleineren Unternehmer von den 
großen TextiImonopolen . Der Mißbrauch, d .h . 
die Ausbeutung nicht nur der Arbeiter, son­
dern auch der Ubrigen Textilindustrie durch 
diese Monopole war sehr groß . Mit anderen 
worten: Es gab einen Totalitarismus der 
privaten Monopole. Heute sind die Beziehun­
gen %ur ~ivatindustrie anders. Wss 
die Versorgung ~Lt Rohstoffen angeht, kön­
nen wir heute an eine Planung der Entwick­
lung der Textilindustrie 1m nationalen Rah­
men denken . Die Situation der im privaten 
Sektor verbleibenden Betriebe wird günsti­
ger sein als vorher: denn sie werden ohne 
die !rUher an sie gestellten Bedingungen 
versorgt . Man mufl die Frage dynamisch se­
hen, d .h. ich sage es noch einmal, unter 
dem Gesichtspunkt der beherrschenden und 
orientierenden Runktion des gesellschaft­
lichen Sektor s . Diese Funktion wird sicb 
in Zukuntt verstärken. Sonst wUrden wir ke1· 
nen ProzeB des Ubergangs zum Sozialismus 
einleiten, sondern gingen einen Schritt 
vorwärts , um dann wieder zu stagnieren. Was 
den gemischten Sektor betrifft, s ieht der 
Entwurf eine flexible Methode vor , d .h. er 
kommt dadurch zustanda. daß von Fall zu 
Fall Regierungsintereaaeo und Unternehmer­
interessen miteinander vermittelt werden. 
[ .•. J 
~: Welche VorsichtamaSnahmen haben Regle­

nmg und Linke fUr den Fall der Pro­
duktionssabotage getroffen? 

~: Das beginnt mit rein administrativen 
Maßnahmen und geht- bis zur Mitbestimmung 
und Kontrolle durch die Arbeiter und die 
Bevölkerung. So werden wir, um ein Beispiel 
tur den eraten Fall zu geben, systematisch 
die Importregister der Zentralbank Uber­
pruren, um Mißbräuche autzudecken; aber ich 
würde 8agen, daß die Kontrolle durch die Ar­
beiter viel effektiver ist; und einen Groß­
teil der Informationen erhält die Regierung 
direkt von den Arbeitern, die jeden Sabota­
geversuch weitermelden. Eine besonders sub­
tile Art des Angriffs sind die ständig wie­
derholten Prophezeiungen Uber nahende Wirt­
schaftskrisen . Das begann schon vor dem 
Antr itt der Volksregierung in der Zeit zwi­
schen den Wahlen und dem Beginn der Regie­
nmgszeit. Diese Regierung Sollte "die io-

12nationistischete RegieI"Ull8 der chHeni-

schen Geschichte sein" , und trotzdem ist 
es umgekehrt, die Inflation wurde einge­
dli..mmt •.• 

~: Man sagt , daß Chile im letzten Jahr der 
Frei-Administration sich zusammen mlt 
dem sUdvietnamesischen Regime den er­
sten Platz aut der Weltin!lationsta_ 
belle geteilt hat. (. . . ] 

~: In der Tat betrua nach offiziellen 
Angaben die Inflstionsrate des vergangenen 
Jahres 35~ . Das war allerdings keine Aus­
nahme, denn die Durcbschnittsrate belief 
sich in Chile in den letzten 15 Jahren auf 
rund 25~. Nun also tritt die Volksregierung 
ihr Amt an, und schon beginnen die Pro~he­
zeiungen Uber eine dUstere wirtschaftliche 
Zukunft. Sie werden über alle Ma~senmedien 
ausgestreut , die s i ch zu einem großen Teil 
noch in den Händen der Reaktion befinden. 
Aber die Tatsachen wider legten sie . Trotz 
des zunehmenden Realeinkommens der BevBl­
kerung, trotz der größeren Nachfrage, ist 
die Inflat i ons r ate nur halb 80 hoch wie 
1m Vorjahr. Das Gleiche gilt tur die Ar­
beitslosenquote, die heute trotz der Uber­
nommenen Erbschaft eine der niedrigsten der 
letzten 15 Jahre ist . Im vergangenen Jahr 
bet~ sie 8 Prozent und jetzt nur noch 4 
Prozent der Erwerbsbevölkerung . Dann kommen 
die Voraussagen der Rechten Uber einen Pro­
duktionsruckgang. Trotz a1l dieser über­
nommenen und hinzugekommenen Schwierigkei­
ten werden wir in diesem Jahr ein Ansteigen 
der Produktion von ~ im Verhältnis zum 
Vorjahr verzeichnen. Das Industrievolumen 
wird um 10 Prozent ansteigen . Andere Schwie­
rlgkeiten,die vorausgesagt wurden , trafen 
trotz des Erdbebens und der Schneesturme 
nicht ein . wie die Tatsacben beweisen. Die 
Nachfrage nach Nahrungsmitteln, besonders 
nach Fleisch, und allgemein nach Konsum­
gUtem ist gestiegen . Trotz aller Versor­
gungsschwierigkeiten, die durch das An­
wachsen der Massennach!rage nach dem An­
tritt der neuen Regierung entstanden sind, 
stieg z.B. der Konsum von Schuhen in die­
sem Jahr (nach Zahlen !Ur das erste Halb­
jahr) um 25~i der Fleischverbrauch nahm 
um 18~ zu, wobei die Nachfrage noch stärker 
war. Der Milchverbrauch stieg sehr stark 
an, da eine der er sten MaBnahmen der Re­
gierung darin bestand, gratis einen halben 
Liter Milch an jedes Kind und jede Mutter 
zu verteilen. Das ist äußerst wichtig f Ur 
die k5rperliche und geistige Entwicklung 
der chilenischen Kinder; denn die Quoten 
der Unterernwnrung bei Kindern und geisti­
ger ZurUckgebliebenheit in!olge Unterer-



nährung waren bis zum vergangenen Jahr 1h 
unserem Land erschreckend hoch . Und dann 
diese dauernde Terrorkampagne der Rechten, 
daß bald "die Krise kommt" . [ ••• ] 

~: Und wenn nun die Verzweiflung der Rech­
ten und ihrer nordamerikanischen freun­
de sie dszu treibt, zur Gewalt zu grei­
fen, um das "chilenische Experiment" 
zum Scheitern zu bringen? Schließlich 
gab es such das, was die Linke und die 
Regierung aufrührerische Umtriebe ge­
nannt haben. ( ••• ] 

P.V.: [ •.• ] In dem Fall , daß sie es soweit 
treiben, hat Präsident Allende ganz klar 
geaagt, daß wir auf die reaktionäre Gewalt 
mit dem Gesetz antworten werden, weil wir 
die Regierung sind , [ • •• ] und mit r evolu­
tionärer Gewalt. Wir haben immer gesagt , 
daß diese Regierung eine Regierung der Mas­
se des Volkes ist, und daher rührt s i e an 
Interessen traditionell herrschender 
Schichten . Es ist folglich naturlidh, daß 
diese versuchen , ihren KlassenstandpunK~ 
zu verteidigen . Ich wiederhole , was ich 
immer gesagt habe - wir mUseen ange-
sichts der Offensive der Reaktion im 
wirtschaftlichen Bereich, die mit politi­
schen Offensiven gekoppelt ist, die lösun­
gen beim Volk sucben. Die Mobilisierung 
aes Volkes ist der beste RUckhalt fUr die 
Pläne der Regierung, ob es nun um die Ein­
dämmung der rechten Umtriebe geht oder in 
du- Produktion um die Leitung durch die Ar­
beiter der Betriebe des gesellschaftlichen 
Sektors , die Wachsamkeit im privaten Sektor, 
bei der Versorgung, den Preisen usw. Man 

muß den Massen die Wahrheit sagen. Die Re­
gierung hat die Bevölkerung in allen mög­
lichen Gremien darUber informiert , daß die 
bUrokratischen Einrichtungen unzureichend 
sind und daß das Volk selbst sich organi­
sieren muß, um Lösun~en zu suchen. Dabei 
wurden neue organisatorische Er!anrungen 
bei den in den Wohnbezirken ins Lehen 
gerufenen Versorgungskomitees gesammelt , 
die Sabotage verhindern und die Preise kon­
trollieren sollen. Einmal verschwand der 
Pulverkaffee aus den Läden der Arbeiter­
viertel . Im Lager eines Großhandelsunter­
nehmers fand er sich wieder . Wir zogen ihn 

ein, und die schlechte Versorgung hatte 
ein Ende . Derartige Versorgungsunternehmen 
mussen unserer Ansicht nach mehrheitlich 
zum gesellschaftlichen Sektor gehören . In 
dem Maae , wie die Bevölkerung entlng, sich 

zu organisieren, begann sie auch, nicht 
nur eine neue Ausrich~ung der Verwaltung , 

sondern auch eine beßser fUnktienierende 
Verwaltung zu verlangen . Die Uberwachungs­
einrichtungen, die zentral im ~1rtschafts­
ministerium angesiedelt waren , wurden de­
zentralisiert und begannen,in den Wohnbe­
zirken in Räumen der Gewerkschaften oder 
der Massenorganisationen zu arbeiten . Oi e 
Organisierung und Mobilisierung der Volks­
massen verursachten einen Wandel der gan­
zen bUrokratischen Routine des Verwaltungs­
apparats . Das nimm~ Jetzt zunehmend Gestalt 
an . Das ganze Einzelhandelssystem war ~ 
angelegt, die Schichten mit höheren Ein­
kommen ausgezeichnet und die Ubrige Bevöl­
kerung schlecht zu versorgen . Oie Bevölke­
rung hat dieses Problem sehr ernst genom­
men. Das Problem der Spekulation kann nicht 
durch eine Bekämpfung der kleinen Händler 
gelöst werden, sondern diese mUssen am 
Kamp! gegen die Spekulation der Monopole 
und ihrer Zwischenhändler teilnehmen. Es 
geht darum , daß die Regierung dem Volk 
klar macht , daß man nicht nur die Entschei-

dungen der Verwaltuag abwarten darf , sondern 
daß das Volk selbst entscheiden und sich 
deshalb organisieren muß. 

~: Welches ist nun Ihrer Meinung nach die 
Wirtschaftsform, die sich in der gegen­
wärtigen Etappe in Chile herausbildet? 
In drei Richtungen wird polemisiert; 
man spricht von Staatskapitalismus, 
linkem Reformismus oder von einem echten 
Ubergang zum Sozialismus . Wotur entschei­
den Sie sich? 

P.V.: Wir erfUllen ~nwärtig einen Kom­
plex von Aufgaben , die wir als befreiend 
bezeichnen können. Wenn wir das Kupfer ver­
staatli chen , dann bedeutet das , daß wir 
diesen wichtigen Grundstoff von den imperia­
listischen Interessen befreien. Wir schaf­
fen so die Mögli chkeit , dsß das Kupfer in 
jeder Hinsicht fUr die nationalen Inter­
essen Chiles und die Interessen der Mehr­
heit der chilenischen Bevölkerung nutzbar 
gemacht wird. Wenn wir das Bankensystem 
den Händen einer kleinen oligarchlschen, 
mit der IndustriebourgeOiBie eng verbunde­
nen Gruppe entreißen , dann schaffen wir da­
mit die Möglichkeit , daß dieses wichtige 
finanzpolitische Instrument !Ur die Ent­
wicklung des gesellschaftlichen Sektors 
und zur Unterstützung der kleinen Unter­
nehmen genutzt wird, denen der Zugang zum 
Bankkredit vorher i~er versperrt war . Wenn 
wir die großen Mono~ole abschatfen, dann 
befreien wir die Produktivkräfte, damit 
s i e sich zum Wohle des chilenischen ,Volke~:3 



und dee ganzen Landes entwickeln können . 
Von diesem Ausgangspunkt aus mUssen wir 
unsere konstruktiven Aufgaben - um sie ein­
msl 80 zu nennen - bestimmen . Heute gehört 
das Kupfer uns und wir mussen entscheiden, 
was wir z.B. mit dem Kupfer machen. Die 
Wirtschaftspolitik ist fUr uns zutiefst 
politisch, und sie i st den Bedürfnissen des 
UmvälzUOßspr ozesses untergeordnet. Ein we­
sentlicher programmatischer Punkt ist die 
sozialistische Umwälzung der chilenischen 
Wirtachaft . Ein anderer ist die Erweiterung 
der gesellschaftlichen und politischen Ba­
sis der Regierung . Man spricht häufig irr­
tUm1ich von zwei Bestandteilen in der Wirt­
schaftspolitik der Regierung: dem revolu­
tionären, d .h. der Herausbildung des gesell­
schaftl ichen Sektors, und dem reformisti­
schen, dem der Umverteilung , des ansteigen­
den Konsums usw . Man neigt dazu, die Poli­
tik der Regierung als zwischen diesen bei­
den iapekten SChwankend einzuschätzen , so 
als ob sie in manchen Dingen revolutionär 
sei und in anderen mehr reformistisch . So 
entstehen Zweifel und Polemiken bezüglich 
des Charakters dieses Prozesses , entsteht 
die Frage , ob Reformismus oder Revolution . 
Es ist aber falsch , anzunehmen, es handele 
sich um zwei von einander getrennte RIemen­
te. Wenn wir eine Umverteilungspolitik be­
treiben, dann stellen wir klar, daß diea e 
Poli~ik nicht verwirklicht werden kann, 
solange die Herrschaft der Monopole wei­
terbesteht; folglich mUssen die Monopole 
nationalisiert und versteatlicht werden . 
Wenn wir dss tun, dann erlangen wir da­
durch die Mittel fUr die Preispolit1k, 
!Ur die Ausweitung der ProdUktion usw. 
Rier wird endgUl tig eine Antwort auf die 
Grundfrage des r evolutionären Prozesses , 
.. ur die Frage der Macht gefunden. Die 
Wirtschaftspolitik muß also auf die Festi­
gung der Macht der Arbei~er hinzielen . Den 
Gesamtkomplex der Wirtscbaftspolitik muß 
man als revolutionär oder als reformistisch 
einschätzen; i eb bin fest davon Uberzeugt, 
daß unsere Wirtschaftspolitik revolutionä r 
ist. Was die Frage:Stastskapitalismus oder 
Sozialismus angeht, da gibt es drei Merkma­
le , d~e den Charakter dieses Prozesses oe­
stimmen .Die chilenische Wirtschaft hat in 
der Versangenhe1 t eine Etappe des Staatskapi· 
talismus gekannt. Die Breite des staatli­
chen Sektors, die Zah1 der staatlichen Be­
triebe vor der Volksregierung waren rela­
tiv groß. In einem von der Bourgeoisie be­
herrschten Staat entwickeln sich diese Bti­
triebe in dem Maße, in dem s ie den großen 

Privatfirmen nUtzlich sind , und das war 
fruhar ihre Funktion . Dasselbe gilt (Ur 

die staatlichen Banken und Vertellungs­
einrichtungen. Jetzt aber sind es nicht 
die Kräfte der Bourgeoisie sondern die Ar­
beiter, die eine immer s tärkere Position 
einnehmen , und das gi bt der Sache einen 
anderen Sinn. Die Betriebe , die Jetzt ~n 
den gesellschaftlichen Sektor Ubergehen, 
werden weder den Privstunternehmen noch 
der Industriebourgeoisie dienen; im Gegen­
teil , sie werden integrierender Bestand­
teil der strategischen Grundbereiche der 
Wirtschaft unter der Kont r olle des ganzen 
Volkes. Das geachieht nicht dank dem Wohl­
wollen, der Zustimmung oder dem guten Wil­
len der BOurgeoisie; es geschieht gegen die 
Interessen der Bourgeoisie und gegen ihren 
Willen. d .h. entgegen den Strukturen des 
kapitalistischen Systems. Wenn es Staats­
kap! tal1smus wäre , dann k15nnte die Bour­
geoisie ja diese Maßnahmen beklatschen; 
aber das tut sie nicht. Da.f'Ur wird sie ja 

ihre GrUnde haben. Die Frage der Macht iat 
noch nicht endgültig gelöst. Wir stehen im 
Rampf um die Macht . Die Volksbewegung hat 
die Regierung erobert, oder besser gesagt, 
nur einen Teil der Regierung, und sie hat 
noch nicht einmal den gesamten Staatsappa­
rat in der Hand. Auch dort muß der Prozeß 
des revolutionären Kampfes zum Ausdruck 
kommen . Was schließlich diesen Proz~ß cha­
rakterisiert, das is~ die Tataache , daß 
im gesellschaftlichen Sektor der kapita­
listische Profit nicht mehr das Hauptkri­
terium ist, sondern daß dieses Kriterium 
durch eine sozialistische Wirtschaftspl a­
nung abgelöst zu werden beginnt. Das ist 
das erste We sensmerkmal. Das zweite ist die 
entscheidende Rolle der Arbeiter in diesen 
Betrieben de s gesellschaftlichen Sektors. 
Es wird nicht etwa ein Chef durch einen 
anderen abgelöst. Es werden vielmehr Wege 
eröffnet , die es den Arbeitern selbst er­
mögliChen, die Verwaltung der Betriebe ei­
genverantwortlich in die Hand zu nehmen. 

~: Was die Frage der politischen Macht 
betrifft , so sagen Sie, daß die Volks­
bewegung nur einen Teil der Macht kon­
trolliert . Die Rechte kontrolliert die 
Legislative mit ihrer aus dem Jahre 
1969 stammenden Parlamentsmehrheit und 

die Rechtsprechung . Werden die Konflik­
te zwischen beiden Klessenfronten, den 
revolutionären und den herrschenden 
Klassen, unbegrenzt so weiter bestehen 
wie bisher, oder wird dieses Gleichge-



wicht in der einen oder der anderen 
Richtung endgültig aufgehoben werden? 

P. V.: Das hängt davon ab, wie sich der 
Konflikt entwickelt und wer in diesem Pro­
zeG an Stärke gewinnt. Es besteht kein 
Zweifel daran , daß die Arbeiter in diesem 
Sinne an Stärke zunehmen , und daß die revo­
lutionäre Position immer stärker wird.[ • • • l 
~: Das heißt also, daß ein Entwicklungs-

land die technologische Abhängigkeit 
Uberwinden kann, wenn es seine Reich­
tUmer selbst Ubernimmt und seine Ökono­
mie auf den Aufbau des Sozialismus ein­
richtet . Oder ist s ie unUberwindlich? 

P.V. : Das i st nicht nur möglich , sondern 
das ist auch der einzige Weg; denn die Al­
ternative wäre die ewige Fortsetzung der 
immer stärkeren technologischen Abhängig­
keit. Ich sagte bereits: wenn wir das Kup­
fer nationalisieren, dann hört das Kupfer 
auf , eine Insel innerhalb der Wirtschaft 
zu sein; denn frUher hatte das Kupfer kaum 
eine Verbindung mit der Ubrigen ökonomi­
schen Struktur des Landes; auch nicht mit 
der kulturellen Struktur,weil hier die Uni­
versitäten keine höheren technischen Kader 
fUr den Bergbau ausbildeten . Die Kader wur­
den von den Monopolen aus dem Ausland ge­
holt. Sogar was fUr den Abbau des Kupfers 
benötigt wurde, wie chemische Produkte, Er­
satzteile usw ., kam aus dem Ausland. Das 
Kupfer wurde abgebaut, raffiniert und i ns 
Ausland gebracht. Das war alles . Die Natio­
nalisierung des Kupfers verlangt von uns die 
Entwicklung verschiedener wichtiger Indu­
striezweige , um den Kupferbergbau mit dem zu 
versorgen , was er vorher importiert hat . 
Außerdem können wir uns nicht länger auf 
den Export des Rohstoffs Kupfer beschränken. 
sondern wir mUssen mehr ver arbeitetes Kup­
fer exportieren; hier haben wir einen wei­
teren Industriezweig, auf dessen Grundlage 
wir nicht nur die Versorgung verbessern. 
sondern auch auf dem Weltmarkt zu Expor­
teuren verschiedener Kupferprodukte werden 
können, Das gleiche gilt fUr ander e Boden­
schätze Chiles . Das bedeutet zwei neue 
Zielsetzungen fUr unseren lndustrialisie­
rungsprozeß: nach innen die Verbesserung 
der Lebensbedingungen der Bevölkerung und 
nach außen die Auswahl und den Ausbau be­
stimmter Bereiche, die verstärkt gefördert 
werden mUssen, damit wir mit unseren in­
dustriellen Exporten auf dem Weltmarkt 
präsent sein können, 

Das alles ist gekoppelt mit einer grund­
legenden Agrarreform, die 1m nächsten Jahr 

die restlichen Latifundien beseitigen wird. 

mit ihrer politischen und ökonomischen 
Bedeutung fUr das Anwachsen der Produktion 
und des Nahrungsmittelkonsums und fUr den 
Ersatz bestimmter Importe . 

~: Herr Minister, möchten Sie noch etwas 
hinzufUgen? 

P . V. : Ja: Wir werden siegen ! 

Die Ausschnitte des Interviews wurden 
entnomaen aus: Via Chilena, hrsg . von 
Oficina ae Pl anificacion Nacional , Rr . 2. 
Jg.1 , Nov.1971 . S . 4f . und 10f. 

Oberfläche 740 . 000 km2 

Bevölkerung (1970) 8.836 Mio . 
Anteil der städtischen Bevölkerung : 74,2 
jährliChes Bevölkerungswachstum 2 . 5~ 
Alphabetisierungsgrad 89,~ 
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ANGOLA 
In der folgenden Stellungnahme schildert 

die Vol ksbewegung für die Befreiung Angolas 
(MPLA) eusammen fassend die Probleme , mit denen 
s i e als einzig relevante und führende 'Kraf1: 

i m Kampf gegen den portugiesischen Kolonialis­
mu s aufgrund der Anerkennung de'I' " revohrtio­

nären Exllregierung Angolas" durch dil:! Organd. ­

sat 10n für afrikanische Einheit (OAU) konfron­
tiert war . Die RUcknahme der Anerkennung 1st 
in BrRte r Lini e Resultat dee nicht mehr über­
sehbaren ~rfolges der MPLA in ihrem Kampf ge­
gen die Kolonialmacht und in der Konaolidierung 
der von ihr befreiten angolesischen Gebiete . 

Durch die a n tikommunist i sche Propae;snda , dUl'oh 

d ie Bekämpfung der Aktlv'itäter. der MPLA und 

uurch die tribalistische und rassistische Be­

schränktheit d e~ UPA (Union der Völ ker Angola a ) . 
deren Vor sitzenden Holden Robe.rto Pnäaid~t 
den GKAE ist , w~de der na tio nale B~aiun@a­
kampf. in se inen Verei nheitlichung und Entfal­
tung l ange Ze i t erheblich behindact . 

ERKLARUNG ZUR RÜCKNAHME 

DER ANERKENNUNG 

DURCH DIE O·AU 

DER "GRAE" 

Die Organisation fUr afr i kanische Einheit 
hat kürzlic h einen En tschluß gefaßt , den wir 
ohne zu zögern a l s historisch pezeichnen kön­
nen : au f dem achten Gipfeltreffen der afrika­
nisch en Staatsoberhäupter wurde der sogenannten 
"r evolutionären Exilregi erung Angolae " (GRAE) 
die Anerkennung abgesprochen und. dieser l.w.rio­
ne t tenorganisat i on di e weitere Mitgliedscha f t 
ve rw eigert . 

Diese di e OAU ehrende Entschließung stellt 
ni cht nur eine berechtigte Wiedergutmachung 
eines bedauerlichen Irrtums dar , sonder n ist 
auch eine würdigung der Kämpfer det' foiPLA in 
ihr em bewaf fneten nationalen Befreiungskampf . 
Diese Ent~chließung kr önt die f ortgesetzten 
Bemühungen der MP LA, zu beweisen , daß nur sie 
die AnsprUche des angolesischen Volkes auf 
.nationale Unabhänglgke i t ver t r i tt . 

Wi r geben eine kurz e Über sicht üben dl a. 
Etappen , die zur gegenwär t igen Situation ge­
führ t haben : 
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1) Am 5.April 1962 verkünden zwei politisohe 
Gruppen mit Stammescharakter , die UPA und 
nIe PDA - die sich 9 !'aie zuvor in einem 
derFNLA genallßten Kartell zU8&Jn1Jlengeschlos­
Ben haben - die Bild~ng einer sogenannten 
Exliregierung der RepUblik Angola . 

2 ) Das FUhrullgskorei tee der MPLA übersendet um­
gehend - alll 15 . April dessl:tlben Jahres -
den afrikanischen Staatsoberhäuptern ein 
Memorand~m , um sie Tor der Gefahr zu war ­
nen , die eine Anerkenn'J.ng dieser "Regierung" 
mit eich bringen wü~de . Di e Schlußfolgerun­
gen des Melll!'l1'andum sind folgende : 

"Es kann als sicher angesehen werden , daß 
die Bildung der sogenannten proviSOrlectlen 
Regierung der Re publik Angola die bisherige 
Urse.che fUt' die Spaltung des angoleslschen 
Volkes verankert , sowie zusätzliche Elemente 
der Spaltung einfiihren und ved est i gen wi r.d . 
Damit werd~n das Sehnen das angoleeischen 
Volkes nach Freiheit und die Opfer , d i e es 
für die Befreiung von der fremden Herrschaft 
auf sich genommen hat , verraten . Zudem wer­
den dadurch , daß die angebliche provisori­
sche Regierung der ReP'lbl1k Angola aich 
ausländischen Interessen ausliefert 1) Iden­
tität lind Freiheit Afrikas geschwächt . " 

,) Im Hai 196; wird die Organisation fUr afr1 -
kanisehe Einheit gegründet , und sie ve't'tritt 
die Ansicht . daß der Befreiungskampf von 
einer einheitlichen Bewegung geführt werden 
sollte , oder - sofern diese nicht vorhanden 
ist - von einec geme insamen Front , die sieh 

aus al l en i n e inem bestimmten Gebiet kä~en­

den ßewegungen zusammens et zt . 

4) Anläßlich der ersten Tagung des Komiteea 
fUr afrikanische Befreiung in Dar- oa- Sa_ 
laam , läßt die Regierung von Kongo- Klnshasa 
3m 29.Juni 196; durch ihren Aufleuminiater , 
unter willkürlicher AUSllutzung der GrUndung 
der FNLA , die da ,1ure Anerkennung einer &.n ­

golesische n Regierung - der "GRAE" - ver­
kUnd en , die sich revolutionär nennt , und 
sich im Exil befindet ( • • • ) 

5) Das zweite Gipfeltreffen der afri kanischen 
Staats- und Regirrungschefe vom Juli 1964 
in Ka1ro emp.fiehlt die Anerkennung der "GRAE H 

und ersuoht diese Marionettenorgan i eation 
sowi e die MPLA "i hre MeinungsverSChiedenhei ­
ten zu veI'schYt'e1gen und eine gemeinsame Ak-
t ions/ron t zu bildefl." Ferner wi rd i n de r 
zitierten Reeolution "das Befreiungekomitee 
gebeten , sich mit Hilfe der Ver trl" ter von 
Kongo-Brazzaville , Ghana und der VAR daf ür 
zu verwend en , d.ie angolesiache revolutio-



n~re ~Xl!reg2erung uno oie Volks bewegung 
zur Befreiung Angolas mit allen Mitteln der 
Uberzeugung zu versöhnen , um die Schaffung 
einer einheitlichen Front aller nationali sti ­
schen Kräfte im Kampf für die Unabhängigkeit 

zu gewährleisten." (AHG/Rea.18) 

Seitdem hat die MPLA unablässig eine Auf­
klärungakampagne gefUhrt , um die falsche 
Einschätzung der Lage , die in der Empfehlung 
der Gipfelkonferenz der OAU zum Ausdruck 

kommt , hervorzuheben . 

Die MFLA hat sich andererseits für die Ei ni ­
gung der nationalietischen Kräfte in Angola 
eingesetzt und hat - nach Uberwindung vi eler 
Hindernisse - ihre politisch- militärischen 
Aktionen im Lande entwickelt . 

Nach Abschluß der letzten , vom 10 . bis zum 
15 . Oktober 1966 i n Kairo abgehaltenen Ver ­
sammlung des "Komitees der Drei " , haben die 

beiden Bewegungen ein Abkommen unterzeich­
net , in dem folgendes vereinbart word en ist ; 

a) - Die sofortige Einstellung aller feind -
lichen Propaganda unter Aufsicht eines 

Organs der OAU i 
b) _ die sofortige Freilassung von Mitgl ie­

dern der beiden Bewegungen , die von deI 
einen oder anderen Seite festgehalten 

werden ; 
c) - die Einsetzung einer militärischen Er­

mittlungskomroission der OAU , die eine 
Neueinechätzung der Situation 1n Ango­
la erarbeiten und Empfehlungen über 
die Art der gewünschten UnterstUtzung 
geben soll , um den gemeinsamen bewaff­
neten Kampf zu intensivieren und effek­

tiver zu gestalten ; 
d) _ unmittelbar nach dem Abechlu ß der Ar­

beiten der OAU_Ermittlungskommission 
wird ein aus Vertretern der MPLA und 
der GRAE bestehendes Komit ee gebildet , 
um die MOdalitäten einer Zusammenarbeit 
zwischen den bei den Bewegungen - sowohl 
auf militärischem als auch auf politi - · 
sehern Gebiet - auszuarbeiten . 

für die Auss öhnung einzusetzen , was von 
einem aus Vertretern von fünf Mitgliedstaa t en 
( Kongo- Br azzaville , Kongo Kinshasa , Ghana , 
der VAR und Sambia) bestehenden Komitee vor­

~eschlagen und auf dem Gipfeltreffen der OAU 

im September 1967 in Kinshasa beschlossen 
worden war . 

6) Au! dem Treffen des Komitees der Fünf für 
Angola , das vom 22 . bis zum 27 . Juni 1968 
in Addls- Abeba s tatt f and , wurde eine Reso ­
lu t ion angenommen , in welcher der Konfer enz 
der Staats- und Regierungs che f s ausdrück­
lich empfohlen wurde , die Anerkennung als 
revolutionäre Exilregierung von Angola - d i e 
man der FNLA gewährt hatte - zurückzunehmen , 
um dadurch eine Aussöhnung zu begünstigen . 
Das Komitee der Fünf gelangte zu dieser 
Schlußfolgerung , da es festgestellt hatte , 
"daß d i e Anerkennung des Status als &xil­
regierung , die der FNLA gewährt worden war, 
diese Bewegung dazu verleitet hat , sich auf 
ihren Lorbeeren auszuruhen und ihre kämpfe­
rische Aktivität erheblich einzuschränken ". 
Das Komi tee war ferner " der Ansicht , daß 
die Rücknahme einer solchen Anerkennung da­
zu geeignet wäre, die Au~söhnung zwischen 
den beiden Bewegungen zu fördern ." 

7) Schließlich hat die fünfte Gipfelkonferenz 
der OAU , die im September 1968 in Algler , 
einem der ruhmreichsten Zentren der afrika­
nischen Revolution, stattfand , beschloßsen , 
den Status der PNLA als revolutionäre Exil ­
regierung Angolas zu überdenken . 

Die fundamentale Realität - die Kontrolle 
und die Au sd ehnung der befreiten Gebiete in An­
gola unter der ausschließlichen Führung der 
MPLA-i s t der Mil1 tark ommissi on der OAU, die 
sich im ~3rz 1969 in einer Zone der 111 . Mili ­
tärregion aufgehalten hat , bewußt geworden . 

In der Schlußfolgerung ihres Berichtes hat 
die Kommi ssion unumwunden festgestellt , daß 
die t4PLA die einzige Kraft ist, die in Angola 
effektiv kämpft . 

Die dargelegte Entwicklung hat zu der histo-
Es ware langwierig und überflüssig , die ein- rischen Entscheidung auf dem achten Gipfeltref­

seitigen Ubertretungen dieses Abkommens auf- fen der OAU geführt . 
zuzählen, das übrigens von der Führung der 

Ein Sieg dieses Umfangs , der nur dank des 
GRAE nicht rat i fiziert worden i et . Diese Ma- ausdauernden Kampfes der Mitglieder der MPLA 
rionettenorganisation war für den Befrei ­
ungskampf des angolesischen Volkes immer 
ein wesentliches Hindernis, Die MPLA , die 
ihrer politischen Linie treu geblieben is t , 
hat die militärischen Operationen in Cabin­
da , im Nordwesten und Slidoeten ausgedehnt 

und der Entschiedenheit ihrer Führer möglich 
gewesen ist , bedeutet ebenfalls einen Erfolg 
fUr die RegieI'Ungen der afr i kanischen :Länder , 
die der MPLA niemals Unterstützung versagt 
haben , vor allem Kongo - Brazzaville , Sambia 
und Tansania . Präsident Kenneth Ksunda,2) der 

und verstärkt . Dies geschah nicht , ohne sich ,Buf dem siebenten Gipfeltreffen zum amtierenden 
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Präelden~en der OAU gewählt worden 1s t, hat 
ebentslla zu Unserem ~leg be i getragen . 

Es t ri f f t zu , daß di e Demokratische Republik 
Kongo immer noch die abgewirtschaf t ete GRAE an­
erkennt. Es handelt s i ch hier um eine Entschei­
dung , die unter die normale Zustandigkeit eines 
souve rän en staates fällt . Aber Wir glauben , 
daß es für di e DRK vOl'teilha!e wäre , sich der 
Resolution der OAU formell und inhaltlich an­
zuschljeßen . Eine Änderung ihrer unbeuo';samen 
Hal t ung gegenüber der MPLA, die keißf~!'lei Un­
terstützung von Kongo-Kinshasa erhält , wäre ein 
bedeutender Beitrag zur vollständigen Beseiti­
gung dea Kolonialismus in Angola . Wir sind 
berei t , mit den Behörden der DRK in diesem 
Sinne einen Dialog einzuleiten . 

Die »ynamik unseres national en Befreiungs­
kampfes zwi ngt die faschistische portugiesische 
Regiertlng durch Kollaboration ml t der rassisti­
schen Vorster- RegiErung , inre strategischen 
und militärischen Truppenverbände zu stärken , 
um den Völker mord in Angola fortzuführen . Es 
1st daher von grundl egender Bedeutung , daß die 
Gesamt heit der afr ikanischen Lander und die 
fortschritt li chen Kräf t e in der Welt ihre ~ilfe 
auf al l en Geb i eten der eiOI':igen Bewegung gewäh­
ren , die als Vor hut der a ngolesischen Bevöl ­
kerung deren St reben naoh nationale r Unabhän ­

g i gkeit vertritt : der MPLA . 

Durch den Sieg der OAU best :rkt und im Be­
wu ßtsein der historischen Ver antwortung , die 
sie trägt, grüßt die MPLA ~en amtierenden Prä~ 
eident en der OAlT , Ex zellenz Mokhtar Ould 
Daddah , sowie die Gesamtheit der- afrikanischen 
Völ ker , die für die vollstÄndige Befrei1l,ng 
des Kontinants kampfen . 

Das FUhrungakomitee der MPLA 

Lusaka , den 25 . Juni 1971 
CD!DIP!MS 

(Quel le: Hektrografie r tes Material der MPLA 
in Schweden VOJ:l 15 . Ju.li 1971) 

Anmerkungen der Redakt iOII : 
1) Die GRAl konnte sich niemals -vom Ver dacht 

enger Bezienunren zum ame r ikanj3chen Geheim­
d 1 ens~ CIA befreien ; lIauptgeldgeber der UPA 
iet das US-amerikani~che Afrika -K omitee , 
dessen finanzielle Hilfen mit der Auflage 
verbunden sind , daß die UPA kein Bündnis 
mit der MPLA ei nBeht . 

2) Kaunda i st Staatspr äsident Sambias . 
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ARABISCHER 

GOLF 

PETER DIETZEL: 

ERDÖL IM ARABISCHEN GOLF 

Die sm 20 . 1 . in Genf zwischen Vertre­
tern der OPEC+) und den westlichen Erdöl­
konzernen ausgehandelte Erhöhung der Roh­
ölabgaoen um 8,4~ al s Kompensation fUr 
di e im Gefolge der Dollarabwertung (die 
sog . "posted prices!> fUr Rohöl werden in 

US Dollar festgelegt) entstandenen Ver luste 
seitens der petroleumexportierenden Staaten 
stellt e i nen relativen Erfolg vor allem 
für die Anrainer des arabischen Golfes dar , 
die bisher noch keine Mögl ichkeit hatten, 
die verringerten Einnahmen durch fiskali ­
sche oder monetäre Maßnahmen aus zugleichen. 
Der ursprünglichen Forderung nach einer 
Erhöhung von 8- 11% stand ein Angebot von 
2- 4% der Erdölmonopole gegenUber, nachdem 
diese unter dem Hinweis auf die 1m FrUh ­
jahr 1971 ausgehandelten FUnfjahresverträ­
ge von Teheran und Tripolis j egliche Ver­
handlungen zunächs t abgel ehnt hatten. Der 
ausgehandelte Kompromiß s tellt ein Zuge­
ständn1s an di e Exportländer des arabischen 
Golfes dar , de r drei Faktoren Rechnung 
trägt : der wachs enden Bedeutung dieser Re­
gion fUr die Energieversorgung Westeuro­
pas, den laufenden Verhandlungen Uber e ine 
Beteil1gung der Konze ssionsgeber am Pro­
dukt1vkapital der Ges ellschaften und der 
zunehmenden Sorge der imperialistischen 
Mächte und ihrer Monopolgruppen um "siche­
Te " Rohstoffquellen • 

In der Region des a r abischen Golfe s la ­
gern mehr als die Hälfte aller bis 1970 
festgestellten Erdölres erven der Welt 
(49 , 9 von 83.1 Mrd t; davon in Saudi-Ara­
bien 17 , 3, im Iran 9,5 und in Kuwait 9 , 2). 
"Dies ist von größter Bedeutung , wenn man 
bedenkt, daß der Erdölverbrauch, global ge ­
sehen, inzwischen auf 2, 3 Mrd t pro Jahr 
anstieg, unaufha ltsam weiter wächst (Ve r­
doppe lung bis 1980) und daß ölhungrige 
Großverbraucher in Europa und im Fernen 
Osten tiber keine eigenen wesentlichen Vor­
kommen verfUgen." (NZZ v. 24.7.71) In der 
Reihenfolge der 10 größten Erdölproduzen­
tenLänder rangieren (in Mio Jato) hinter 



den USA (53~) , der UdSSR (353) und Vene­
zuela (193) bereits Iran (190) und Saudi ­
Arabien (17.5). Es folgen Libyen (159) und 
hernach wieder zwei Länder am arabischen 

Golf : Kuwait (138) und der Irak (75) . Dann 
kommen Kanada (70) und Nigeria (53) . Die 
folgende Tabelle gi bt Aufschluß Uber die 
Versorgung westeuropas 

nach Herkunftsregionen 

Nordafrika 
Arabischer Golf 
Westafrika 
Lateiname r ika 
Sozialistische Länder 
Sonstige 

mit Erdölimporten 
(Anteile in %): 

1970 1971 (1. 
Halb-

37,5 27 , 0 jahr) 
49,3 58,0 
5,1 8 , 9 
3,7 2 ,8 
2,8 2 , ~ 
1,6 0,9 

Ouelle : NZZ v.22.11.71 u . 11.12 .71 

Am 21 . 1. haben - ebenfalls in Genf -
Verhandlungen liber die Beteiligung der Erd­

ölländer am Produktivvermögen der Konzerne 
begonnen. Während Algerien und Venezuela 
eine hundertprozentige Ubernahme der aus­
ländischen Anlagen anstreben , Libyen nur 
Mlnderheitsbeteiligungen bis zu 4~ zulas­
sen will und Indonesien lediglich sog . 
"production-sharing-Verträge" gegen Gewinn­
beteiligung abschließt, wobei das geför­
derte Öl bis zum Verkauf Staatseigentum 
bleibt , fordern die Staaten des arabischen 
Golfes 20% Direktbeteiligung bei den Kon­
-zemen . Ohne Z ..... ei.fel wurden die Ölpreis­
verhandlungen mit RUck s icht auf diese z ..... e1-
te, sehr viel wesentlichere Verhandlungs­
runde gefUhrt, da es sich hierbei nicht 
allein um kurzfristige Profitinteressen 
der Monopole dreht. 

Bereits im September letzten Jahres 
wurde auf der NATO-Tagung in Qttawa die 
Notwendigkeit betont, die Erforschung und 
Ausbeutung von Erdöllagerstätten in "poli­
tisch stabilen" Regionen zu intensivieren 
(Le Monde v . 30. 9.71). Die reaktionären Re­
gimes der arabiSChen Scheichtumer und Per­
siens stellen fUr die Imperialisten ver­
läßlichere Garanten ihrer Interessen dar 
als die nationalrevolutionären Regierungen 
in Algerien , das die französischen Erdöl­
anlagen tailnationalisiert hat, und Libyen , 
das eine Drosselung der ProdUktion zur 
Schonung der nationalen Ressourcen verfUgt 
hat und durch die im Dezember erfolgte 
Enteignung der BP (vgl. AIB 1/72) den 
ltpetroleum Press Service", Organ der Öl­
monopole , veranlaßte , nach einem Zusammen­
schluß aller erdölimportierenden Staaten 
zu rufen.- (La Monde v . 7 . 1 . 72) Das imperia­
listische Sicherungsintaresae der ölque1len 
1m arabischen Golf kam auch bei der wider-

r echtlichen Aneignung dreier Golfinseln 
durch Persien Ende letzten Jahres zum Aus­
druck : Während die arabischen Staaten die 
iranische lnvasion e i ndeutig verurteilten , 
der Irak , Algerien, Libyen und die Demo­
kratische Republik Yemen eine Sondersit­
zung des UN- Sicherheitsrates f orderten , 
verhielt sich die "Schutzmacht" Großbri­
tannien abwartend und versucht nun, die 
betroffenen ScheichtUmer zur Hi nnahme der 
Aggression zu bewegen. Die GrUnde erschei­
nen klar : Der Iran hat "nie einen Zweifel 
daran gelassen, daß es ihm letztlich nicht 
um die Erfüllung eines Rechtsanspruches 
geht", sondern, daß der Besitz der Inaeln 
eine "Frage der Sicherheit" darstellt und. 
daß die drei Inseln , so sie in "falsche 
Hände" gerieten , "zu einer lebensgefährli­
chen Angelegenheit wUrden , die den ökono­
mischen Bestand und den ..... irtschaftlichen 
rortschrl tt in Frage stellen 'W'ilrde" . Auch 
Großbritannien und den "anderen westeuro­
päischen Staaten kann es nicht gleichgül­
tig sein, wer zur dominierenden Mecht am 
persischen Golf aufsteigti' . (alles rAZ v. 
15.12 .71) 

Die Aktivitäten des 1969 gegrUndeten 
westdeutschen Gemeinscha!tsunternehmens 
Deutsche Erdölversorgungsgesellschaft mbH 
Deminex, das nach der bereits in Libyen 
operierenden Gelsenberg AG als zweite "rein 
deutsche Ölgesellschaft Zugang zu Ölque1-
len im Ausland erhalten soll" , (HB v. 3 . /4. 
12 . 71) dokumentieren den Vorstoß auch ..... est­
deutSChen Kapitals in diese Region : Die 
Gesellschaft, die bereits in Nigeria und 
Indonesien operiert , strebt mit "beträcht­
licher zusätzlicher Bundeshilfe" eine Be­
teiligung von 13 1/3% am Kapital der Abu 
Dhabi Marine Areas an . Von diesem Kapital 
liegen 2/3 bei der BP , das restliche Drit­
tel bei der Compagnle Franceise de Petroles 
(CFP). (HE v • .3 . /4.12 .71) 

Anmerkung: 

+) OPEC = Organisation of Petroleum Export­
ing Countries . Mitglieder : Iran , Irak, 
Saudi-Arabien , Abu Dhabi , Kater , Kuwait, 
Libyen , Algerien , Nigeria , Venezuela und 
Indonesien . Aus den OPEC- Ländern stammen 
9~ allen exportierten Rohöls . 
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!{ARL HEINZ WERNER 

BRITEN GEHEN -UM ZU BLEIBEN 

Wie besonders die brlUeche P~lse 
mit unv~ohlener Gerrugtuußi! berich­
tet, ,t.eiht die Gr.UndWl& eines neuen 
Staates an der SUdkUsbe des Anl:bl.dten 
Golfes bevor : der ,Jöder&tion Arabl­
scher Dnlrate". Sie soll aus a«ht der 
Il\Iguamt Ileben SheikhtümeT de. bit­
tlichen Protektoretacebietee .. VertTap­
oman- bestehen, und 'lJWlJIr aUi Abu 
Ohabl, Dubat, EI Sharja. Fujeln., Aj: 
man sowie Umm el KaJman. Auf Ih­
rem TerrHodum von rund '13800 Qua­
dt'atkUometem leben sdtlUaunpwel.R 
13~ 000 Menschen, ~u einem Zehntel no­
madblerende Beduinen. Die -,rOßten 
SUtdte Itnd Abu Dhabl mit 20000 und 
Dubal mit ebwa 60 000 ElnwohneTn. 

AUe diese Kleinstaaten - AJman 
betsplelswebe Ist nur 250 QuaidnrtkUo­
zneter groß und ha1 etwa 4300 Elnwoo­
ner - wurden 1820 von Großbritannien 
unter dem Vorwand, du Plratentum 
zu bek.ämp1en (..P.tTatenk08te~)J mUltl­
r1.&ch unf,erworfen uti:l 2JWiedlen 1853 
und 1892 'durch verschiedene ,.5c:hutz.­
vertrll.ge" de facto dem britischen Ko­
lonlallmperti.u:m elnveI'llet.bt. Vemvaltunc 
wv:1 wlr"Uchaftliche ' EnllWldd~ laien 
fortan praktisch In den H4nden tiM 
brlu.,chen Reglerllng, vertreten durdl 

pol!tlathe Residenten" in den Haupt· 
~rten . Zur Aufredl.terllaltuna: Ihrer 
Herrschalt tJBdete sie eine 1600 Mann 
starke von brltlwchen O!!l.z.ieren behb­
IIgte ~obUe Poli2eltr'Uppe, die ~ Truelal 
Oman SCoutJ~. Sie ist In Sharja. wo 
Croßbrtlannlen mehrere. MUltlraWtz­
punkte unter1\äll, statlonlert \md 
wurde mehrfadl :tur NledersdlJ.acunt: 
von DemONllraUonert, beW;p1Ü\v4He In 
Bahreln, ei'ngesetzt. · 

Zur wLrt.!dlaftlle:oon Entwtckhmg die· 
ser Sheikihtümer, die te.\lwe\.i5e nicht 
einmal ein Zl.LS!l.mmenhii..ngendes St.aats· 
gebiet besit7:en, hat der britische Im~­
rio\lsmw rast nichts Imternommen. Wie 
vor hundert Jahren sind Fllichtang u.n<I 
Export getrodlneter Fische der elnziCe 
Wlrtsdl.att.nwelg In EI SharJa. Fujelra. 
AJman und Umm el Kaiman. Der 
Sheikh von EI Sharja füllt seine Pr!­
vatschatulle d urch Einnahmen aua den 
britischen StUtzpurmten etwas auf. SeIne 
AmtskoUegen versuchen ein Gleiche. 
durch die Vergabe von Konzessionen an 
Iznperialistlsche Erdölmonopole, ohne 
daß blahe:r allerdings 01 erbohrt wurde. 

Die Hoftnunp;en, .. schwanes Gold" 
zu entdecken, weL-den genährt durch 
(Undlge Bohrunll('n In Abu Dhl\bl und 
Dubal. Abu Dh.lbl, wo 1962 mit der 
Produktion begonnen wurde, förderte 
llnO ~nd 33 MlHlonen Tonnen ErdÖL. 

Ein großer Tell der daraus er-zlelten 
Einnahmen wird fiir die Hofhaltung 
der Hen-sdlerlamlUe el Nahayan ver­
wandt oder meßt auf Ihre Konten. AuS" 
dem verbliebenen Rest Wird der Bau 
einl,er Krankenhlluser, Sdlulen, Was· 
seraufbereltun&sanlagen und - leitun­
gen, Straßen sowie eines Flugplatzes 
finanziert. Dubal, dessen FörderunG 
1969 aufgenommen wurde, prod\lzlerte 
1m vergangenen Jahr vier Millionen 
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Tonnen Erdöl. Die glelctlnamlge Haupt· 
stadt gUt außerdem von Jeher all Ran· 
deLuentrum von HVertragsoman". 

Die Idee zur Grilndung der Födera­
tion wurde Im Londoner Forel.gn Oftl~ 
(Außenminia;terlum) geboren und An­
fang 1i68 zuaammen mit dem Besdlluß 
der damal1,en Labour-Reglerung ver· 
kündet, die brttlache PrlAenz H&U1dt 
von Suez" ba Ende UI71 zu beenden. 
Dem Ue&t die Absidlt zulP'Wlde, einer­
aeita das an dtronl.ad\er SdtWindtucbt 
leidende StutasAckel zu entluten, an­
dererseits lieh J~och der vuilndert.en 
Weltlage anzupauen und Am strate­
gisch und wlrtachaftUcb widttigen Ara­
bischen Golt Retlmea zu etablieren, die 
eine Fortletzun, der britischen Herr­
schaft unter anderer Flagge &ewAhr­
leisten. Na<b anf.II.ngltcher Opposition 
hielt sid:r. auch die jet%l,e Tory· Regle­
runi an diese. Entlc:heldunl. nachdem 
RedLerchen Am Golf die Oe1'ahr antl­
brittadler Tendenzen bestätigt hatten. 

Doch die Vemandlwcen kn Krelae 
der betroUenen Sheikha, zu denen ur­
sprÜnglldJ. noch die von Bahreln, Katar 
und RII8 e1 KlheI.ma ,MOrt.en, verllefen 
von Aritana an sehr dl\l1o.8I!Ilg. Die von 
der KolonlalmadJ.t In der Vergangen­
heit gesd1o.rten RlvalltAten, Familien­
zwistigkeiten und rellglÖlen Differenzen 
wirkten sich besonders aus, als es um 
Kompetenzen und Zusa:mrnensetzun, 
der Föderatiomreglertn'C ging. Dtese 
Probleme wurden noch venw:härtt durch 
den Druck von außen - so Qebletafor­
derunlfen Saudl-Arablel\l an Abu Dhabl 

lAUS: ND,18.11.71) 

und die dauernden In tervmUoneTl 
Grollbrl tannlellll. 

Erst AU Bahrein und K.a1ar 1IdJ. zur 
Se1bttlndl,ke!.t entsmlossen \lnd die 
Herrscher von Abu DhBbl und Dubal . 
lieh bereit eridArt. hatten, einen Tell 
Ihrer Insgesamt 170 MlWonen Pfund 
Sberlln, betrqenclen Ole.nnahmen 
einem Fonds tür die wlrtadwJdJch.e Ent­
wlddung der anderen Shelkt!.tIlmer zu­
zuführen, einigten .teh dle Herncher, 
Sheikh Said Ben Sul!än el Nahayan von 
Abu Dhabl und She1.kh Raakid Ben Sald 
el Maktum von Dubai nutzten Ihre wirt· 
sdJ.attlldJ.en Machtmittel und okkupier­
ten die Pos\:len des Präsidenten bzw. 
Vlrepräsldenten der Föderation. Der 
SheUch von Ras el Kheim&, der mit zur 
Vl!:rhandlunprunde. gehörte, lettnt.e el 
ab, aeine vier Dörfer In den neuen Staat 
einzubringen, da es ihm nkilt gestattet 
wurde, von dem seinem Lande zustehen­
den Betrag aus dem Entwickluogsfond. 
persönliche Ausgaben zu bestreiten, 
Außen'lem protestierte er mit .elner 
Weigerung glech2le1tig gegen den Ab­
StlmmunpmodUi in der Föderation, du 
den ~ Mitgliedern nur wenig Ein. 
nußmöglichkeiten zugesteht, 

AhnHch wie Im Falle Bahre\ns und 
KaWI 1ICh1ug ' Großbritannien einen 
MFrewubchatts- und Bci5tandlIpaktW vor 
und bft'I8Jlnte Ottl.ziere,' welche die 
künftige Föderatloosannee auabUden 
und führen sollen. Inwieweil es dem 
britisdlen Imperialismus tte1in~t, da­
dyrdl auf d.e Dauer IIt'lne l'os.ltionen l'lO 
behaupten, bleibt abzuwarten. 

§fliU t!1 Hheiffllt mm Sflirja 

~ AbLI DhMbi _ Aj,.,.,n 

~ Hilskdllil Om", ~ Dvb~ 
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KURZ­
INFORMATION 

ERD/PORTUGAL: Die Korvette Joao Coutinho, 
von Blohm & Vosa in Hamburg gebaut und ver­
gangenes Jahr an Portugal geliefert, wurde' 
bei einer Kollision 1m Hafen von Beira, 
Mozambique, schwer beschädigt . Nach Anga­
ben des niederländischen Angola-Komitees 
1st die Joao Coutinho eine von drei Kor­
vetten, die in Hamburg fUr die portugiesi­
sche Regierung gebaut und im Kolonialkrieg 
eingesetzt wurden. Laut Angola-Komitee ha­
ben die Portugiesen selbst diese Tatsache 

zugegeben. Dessen ungeachtet betont die 
westdeutsche Regierung nach wie vor, daß 
diese Schiffe nur innerhalb des NATO- Be­
reiches eingesetzt werden dUrften . (Stan­
dard, Tanzanla, 2 . 12 . 71) 

Der westdeutsche Minister für wirt­
schaftliche Zusammenarbeit, EPPLER, wurde 
von zwei Journalisten Uber die engen Be­
ziehungen Westdeutschlands zu den europä­
ischen Kolonialregierungen und zu SUdafri­
ka befragt . Angesprochen auf die Lieferung 
von drei Kriegsschiffen an Portugal, er­
klärte Eppler wBrtlich: "Zwischen der Bun­
desregierung und Portugal werden augen­
blicklich Verhandlungen Uber die strikte 
Einhaltung der sog. Endverbleibsklausel' 
[ ••. ] ge!Uhrt. Es wird keine Waffenliefe­
rungen mehr geben, solange diese Verhand­
lungen nicht tur die Bundesrepublik befrie­
digend abgeschlossen sind ." (Sunday News, 
Tanzania, 19.12 .7 1) Auf die Frage, ob sich 
die BRD nicht schuldig fUhle, UNO- Resolu­
tionen zu verletzen, wenn sie mit SUdafri­
ka und Portugal Handel treibe, antwortete 
Eppler: "Wir verletzen keine Resolution 
der UN. Es gibt nur eine Resolution der UN, 
die Uber Rhodesien. Und an die halt'ln wir 
uns. Es gibt keine vergleichbare Resolu­
tion Uber SUdafrika und Portugal". 

Dagegen berichtete die SUnday News (Tan­
zania) vom 12.12.71, daß die Generalver­
sammlung der UNO im Dezember 1971 in einer 
Resolution den Kolonielkrieg Portugals ge­
gen die V~lker von Angola, Mozambique und 
Guinea-Bissau verurteilt und u.a. auch 
Portugals Verbündete in der NATO auffor­
dert.. den VERKAUF von oder die VERSORGUNG 
IDit WAFFEH. MILITÄRISCHER AUSRüSTUNG und 
KRIEG3PlATERIAL an FUtTUGAL zu verhindern.. 
(VgI, AlB, Nr .1!1970) 

NAMIBIA: Ungefähr 4 Wochen lang streikten 
ca. 13.000 OVAMBOS in mehreren Städten 
Namibias, der frOheren deutschen Kolonie 
SUdwest-Afrika, gegen das KONTRAKT- System, 
das die in Reservate getriebenen OVambos 
zwingt, bei festgesetztem Lohn von durch­
schnittlich 100 Mark pro Monat dort zu ar­

beiten, wo die "Gesellschaft fUr Eingebo­
renenarbeit" (Swanla) sie einsetzt . Da es 
in Namibia keinen "freien" Arbeitsmarkt 
gibt , mussen die Ovambos Arbeitskontrakte 
eingehen, die meist Uber 18 Monate laufen. 
Während dieser Zeit dUrfen die Zwangsarbei­
ter weder ihre Familien besuchen noch Be ­
such erhalten. Untergebracht sind sie in 

baufälligen Baracken, die von der UlIIW'elt 
gettoartig abgeschlossen sind. Die sUd­
afrikanische Regierung, die sich ein "Man­
dat" Uber Namibia anmaßt, hat dort Ver­
hältnisse geSChaffen, die den "Bantustan" 
in SUdafrika ähneln: niedrige Löhne, feh­
lende ärztliche und hygienische Versorgung, 
Analphabetentum und hohe Kindersterblich­
keit. Der Streik im OVamboland wurde durcb 
die verstärkte Guerilla- Tätigkeit der 
SWAPO (SliAPO '" Volksorganisation von SUd­
westafrika; der Caprivi- Streifen grenzt 
an Angola, SUdwestafrika, SUdafrika und 
Sambia.) im Caprivi-Streifen erheblich be­
einflußt . Zur Unterstutzung des StreIks 
hat der Allafrikanische Gewerkschaftsbund 
(AATUF) alle Arbeiter und antiimperiali­
stischen Kräfte innerhalb und außerhalb 
Afrikas aufgerufen . Der Streik gegen das 
Kontraktsystem, das das Rassistenregime in 
SUdafrika als "geeignet und nutzbringend" 
bezeichnet, läßt indes die ausländischen 
Konzerne in Namibia um ihre Profite ban­
gen, die sie aus der Ausbeutung der Uran- , 
Kupfer- und Goldvorkommen ziehen. Kloeck­
ner, Krupp und andere BRD-Flrmen seien, 
wie die "Welt" schrieb, "Uber die Entwick­
lung äußerst besorgt". (m, 11 .1.72, SZ, 
15 . /16.1 .72. UZ, 21 .1 . 72, ND, 22.12.71) 



ZIMBABW!: Oie ZAPU (Union afrikanischer 
Völker Zimbabwes) hat die britische Ober­
einkun!t mit dem rhodesischen Rassisten­
regime entschieden zurUckgewiesen und die 
Forderung nach der Herrscheft der afrika­
nischen Bevölkerungsmehrheit erneuert . Die 
ltbereinkunft ziele auf die Erhel tung des 
r assistischen und f8schis~ischen Regimes 
der weißen Minderheit ab, unter der das 
Volk von Zimbabwe seit BO Jahren zu lei ­
den habe. "Das Rhodesienproblem kann nur 
gelöst werden , wenn die Macht der Bevöl ­
kerungsmehrheit Ubertragen wird . Nach so 
vielen Jahren der UnterdrUckung kann kein 
Aufschub geduldet werden . Eine Verfassung 
kann nur mit der uneingeschränkten Betei­
ligung der wirklichen Führer des Volkes 
von Zimbabwe gUltig und akzeptabel sein". 
betonte die ZAPU. (Horizont, 1/72) 

RHODESIEN : Der Widerstand der afrikanisohen 
Bevölkerung von Zimbabwe gegen das Abkom­
men, das ~nach der AnsIcht von Fachleuten 
mindestens tur die nächsten 50 Jahre eine 
Regierung der farbigen Bevölkerungsmehr­
heit ausschließen wUrde" (FR 19 . 1.72), hat 
seit der Ankunft der Pearce- Kommission 
einen neuen Höhepunk~ erreicht . 

Der Kampf begann mit Streiks und Demon­
strationen der Bergarbeiter von Shabani. 
gegen die die Polizei eingesetzt wurde, die 
mindestens einen Arbeiter tötete und neun 
weitere verletzte. Er griff innerhalb we­
niger Tage auf Gwelo, die drittgrBßte Stadt 
des Landes tiber, wo es t r otz Polizei - und 
Militäreinsatzea nicht gelang, den Wider­
stand der afrikanischen Bevijlkerung zu 
brechen . 

Diese Aktionen zeigen der Weltöffent­
lichkeit und der Pearce- Kommission die ein­
mUtige Ablehnung des 5-Punkte Abkocmens 
durch die afrikanische Bevölkerung . Dies 
ist tnaofern von Bedeutung , als dieses Ab­
kommen nur ln Kraft treten kann. wenn die 
Pesree- Kommission "zu der Ansi cht gelangt, 
daß die Mehrheit der farbigen Bevölkerung 
es akzeptiert" (FR 19 . 1 . 72) . 

Auf dem afrikanischen Kont inent i st 
die Reaktion Ubr igens einheitl i ch 
ablehnend - selbst bei jenen Regierungen, 
die bereit sind , den Dialog mit &Jda!rika 
zu fUhren. Uganda hat sogar angeboten, sei­
ne militäriachen Ausbildungsstätten den 
Befreiungsbewegungen des sUdlichen Afrika 
zur Vertugung zu stellen (SZ 7. 1.72) . 
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Die Verhaftung des ehemaligen Minister­
präsidenten Todd zeigt sehr deutlich, wie 
sehr das Smith- Regime in Unruhe geraten 1st . 

Ein lndika~or !Ur die Stimmung unter der 
weißen Oberschicht i s t auch das Fallen des 
Aktienindex um 3" und der Bergwerksakt1.en 
um ~ (PAZ 29 . 1. 72) . 

Die Pearce-Kommission hat inzwischen. 
um durch ein "unparteiisches Urteil" zu 
dem geWUnschten Ergebnis zu kommen, be­
schlossen , nicht den Volksmassen, sondern 
Gesprächen unter vier Augen mehr Gewicht 
bei der Entscheidung zu geben (PAZ 29.1 . 
72) • 

PAKISTAN: Zw AnkUndigung des pakistani ­
schen PräSidenten, Ali Bhutto I Industrie­
unternehmen zu verstaatlichen, schrieb 
das "HandelSblatt" . daß "von dieser Maß­
nehme freilich nur das Management betrof­
fen [sei), das in Zukunft der Regierung 
direkt verantwortlich seln wird". Ein Groß­
teil der nun "ver staatlichten" Unternehmen 
stand bisher zumindest unter halbstastli­
cher Kontrolle. Das "Handelsblatt" meinte 
beruhigend: "Großgrundbesitzer Bhutto [mach­
te ] den Großindustriellen ihre finanziel­
len Anteile ebenso wenig streitig wie den 
freien Aktionären. Zudem versicherte der 
PräSident, auch ausländische Investitionen 
und Kredite wUrden in keiner Weise ange­
tastet , was sein Finanzminister Mubashir 
Hasen später mit der Bemerkung ergänzte. 
den Investoren werde nun sogar größere Si­
cherheit geboten , weil s i e es kUnftig di­
rekt mit der Regierung zu tun hätten und 
gegen Firmenbankrott gefeit seien. " 
(!iB,20.1.72) 

BANGLA DESH!VR CHINA : Radio Peking hat am 
26.1 . 72 bestätigt, daß die chinesische Re­
gierung das Generalkonsulat, das sie in 
der bengalischen Hauptstadt Dacca unter­
hielt, aufgegeben hat. Das gesamte Konsu­
latspersonal sowie die chinesischen Ent­
Wicklungshelfer seien nach China zurUckge­
kehrt. Der Rundtunkmeldung zufolge schloß 
Peking das Generalkonsulat im ehemaligen 
Ostpakistan bereits sm 17.Dezember. einen 
Tag , nachdem Dacca "von den indischen Ag_ 

gressoron mit der kräftigen Bilfe des (so­
wjetischen) SozialimperialiSIOuS besetzt" 
worden war . (SZ 27.1.72) 



INDIEN : Di e Organisationen der KP Indiens 
und der Kongreß- Partei im Unionsstaat 
Pandschab wollen bei den bevorstehenden 
Wahlen zurgesetzgebenden Versammlung zu­
sammenarbeiten , um reaktionären Kräften 
eine entschiedene Abfuhr zu erteilen . In 
Westbengalen hat die FUhrung der KP Indiens 
entsprechend den Beschlüssen des IX . Par­
teitages ebenfalls die Initi~tive zum Zu­
sammenschluß der linken und demokratischen 
Kräfte ergriffen . Die Wahlen zu den Parla­
menten von 15 indischen Unionsstaaten und 
- gebieten werden im März stattfinden . 
(Horizont 3/72) 

INDIEN/SUDVIETNAM: Einen Tag nach der Auf­
nahme voller diplomatischer Beziehungen 
zwischen INDIEN und der DRV hat die Sai­
goner Marionettenregierung allen indischen 
Staatsangehörigen bis auf weiter es die Ein­
reise untersagt. Das Einreiseverbot gilt 
auch für den indischen Vorsitzenden der 
Internationalen Kontrollkommission für 
Vietnam , die 1954 auf der Genfer Indochina­
Konferenz eingesetzt worden war , und di e 
Durchführung der dort getroffenen Ver ein­
barungen zu Uberwachen hatte . (FR 9.1 .72) 

USA : Die Einheiten der 7 . US- FLOTTE mit 
dem Flugzeugträger "Enterprise" , die Nixon 
zur Unterstützung der pakistanischen Ag­
gression gegen Indien am 14 . 12 . 71 in den 
Golf von Bengalen entsandt hatte, wurden 
mittlerweile wieder ins Südchinesische 
Mee~ zurUckgezogen. Die USA betonten je­
doch, daß sie "von Zeit zu Zeit" Patrouil­
lenfahrten in den Indischen Ozean und das 
Arabische Meer zur Sicherung der fernöst­
lichen ölversorgung aus dem arabischen 
Golf und zur Demonstration ihrer Präsenz 
unternehmen wUrden . Der "WeltpoliZist" USA 
verfUgt über Stützpunkte auf Diego Garcia 
(Mauritius) und Bahrain . Hauptaufgabe der 
7 . US- Flotte in Asien sei es, den verbUn­
deten Ländern den NUKLEARSCHlJ:'I'Z und , wenn 
erforderlich , logist i sche und taktische 
Unterstützung zu gewähr en , erklärte in Sai ­
gon auf einer Pressekonferenz der Befehls­
haber der 7 . Flotte , Vizeadmiral Will i am 
Hack . Niemand dürfe den amerikanischen 
Rückzug aus Vietnam als ein Zeichen der 
Schwäche auslegen . Wie der Admiral weiter 
berichtete , sucht die amerikanische Mari­
ne in Japan und ander en südostssiatischen 

Ländern nach neuen Stützpunkten , von denen 
aus die 7 . Flotte g~gen jeden Aufstands­
versuch eingreifen könne . Die Flotte be­
steht zur Zeit aus 95 Einheiten , darunter 
drei Flugzeugträgern und 25 Zerstörern . 
(NZZ v . 14 . 1 . 72 und SZ v . 8 . /9 . 1. 72) 

USA/THAILAND : Am 10 . 1 . 72 wurden auf dem 
riesigen, vom US- Imperialismus für Aggres­
siohsflüge gegen die Völker Indochinas be­
nutzten Flugplatz Utapao dr ei B 52- Bomber 
von kommunistischen Guerillas beschädigt . 
Diese - an sich unbedeutende - Aktion hat 
jedoch sog . verantwortliche Persönlichkei­
ten in Bangkok ' beunruhigt ' , da sie zu ei­
nem Zeitpunkt erfOlgte , da das Regime an 
mehreren Fronten gleichzeitig bedroht wird . 

Zum einen haben die 20 (von den USA fi ­
nanZierten) thailändischen , in Laos operie­
renden Bataillone in jUngst er Zeit schwere 
Niederlagen einstecken mussen (Ebene der 
TonkrUge, Base von Lang- Cheng) . Zweitens 
erlangen die peripheren US- Basen (allein 6 
in Thailand) im Rahmen der sog . Vietnami­
sierung verstärkte Bedeutung für die Stra-. . 
tegie der US- Imperialisten ; außerdem dient 
der Hafen von Utapao als wichtiger Nach­
schubweg für Waffenlieferungen nach Laos 
wie Nordost- Thai land . Drittens - und di ese 
Tatsache erscheint Bangkok die bedrohlich­
ste - hat sich die Bewaffnung der Befrei­
ungskämpfer in der letzten Zeit erheblich 
verbessert. Von den befreiten Gebieten im 
Nordosten des Landes und im Norden, wo sie 
zusammen mit den Meos gegen die thailändi­
schen Marionetten kämpfen , haben sie Vor­
stöße in bislang von Bangkok kontrollierte 
Regionen unternommen und das Gebiet von 
Kalasin angegriffen , wo derzeit der US- ame­
rikanisehe Öl- Konzern Union Oil Prospek­
tierungsarbeiten begonnen hat . DarUberhi n­
aus hat die Kommunistische Par tei im De­
zember letzten Jahrea Ober den Rundfunk 
zur Koordination des Befreiungskampfes an 
der Seite der indochinesischen Völker auf­
geforder t . Daß di e bislang scheinbar siche­
re Operationsbasis Thai land immer stärker 
i n den gemeinsamen Widerstand gegen den 
US- Imperialismus und se i ne lokalen Statt­
halter einbezogen wird , darin liegt der 
' beunruhigende ' Aspekt des spektakulären 
Angriffs auf Utapao . (Le Monde v . 11 .1. 72 , 
12.1 . 72 und 15 . 1 . 72) . 
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USA : Das Informat ionszentrum des Nationa­
len Kirchenrats der USA (NCC) hat enthUllt , 
daß zehn protestantische KIRCHEN und der 
NCC selbst , die ausnahmslos den US- Krieg 
in Indochina und die hohen Militärausga­
ben kritisieren , mit insgesamt 203 Mio 
Dollar an 29 fUhrenden Unternehmungen der 
RUSTUNGSINDUSTRIE beteiligt sind und 'a­
mit beträchtliche Summen verdienen. Die 
Vereinigte Methodistenkirche ist mit 59 ,7 
Mio Doll ar , die Vereinigte Presbyteriani­
sche Kirche mit 57,8 Mio Dollar in der 
RUstungsindustrie beteiligt - und zwar vor­
wiegend bei I BM , General Motors, General 
Electr ic , Texaco und Lockheed . Sie haben 
zusammen mi t dem NCC im Jahr 1970 aus ih­
ren RUBtungsbeteiligungen einen Profit von 
6 , 2 Mio Dollar gezogen . (SZ, 14 . 1.72) 

BRD : Seit , dem Bekanntwerden der jUngsten 
Aggressionsakte der USA gegen die Völker 
I ndochinas wurden in der BRD in Uber 20 
Städten bisher insgesamt 68 . 331 , 00 DM als 
Beitrag fUr die materielle Hilfe gesammelt . 

BKUAD6R: Der Generalsekretär der KP Ekua­
dors , Pedr o Saad, erklärte anläßlich des 
Besuches des chilenischen Präsidenten AI­
lende in Ekuador, in welcher Weise der 
Si eg der.chilenischen Unidad Popular die 
Politik seiner Partei beeinflußt hat : 
" ( • • • ] Zu den Lehren, di e uns das Beispiel 
Chi les erneut vermittelt, gehört die Not­
wendigkeit einer breitangelegten BUndnis-
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politik . Ein dreiviertel Jahr vor den fUr 
Juni 1972 vorgesehenen Wahlen auf allen 
Ebenen, durch deren AnkUndigung sich die 
Diktatur (Velasco Ibarra). aus der Sack­
gasse retten will , formieren sich die lin­
ken und demokratischen Kräfte in der Unidad 
Popular . Sie umfaßt gegenwärtig neben der 
KP EKUADORS die Hauptgruppe der SOZIALI­
STISCHEN PARTEI , die DEMOKRATISCHE VOLKS­
UNION und die NATIONALE UNION DER REVOLU­
TIONÄREN LINKEN . Ihr gehört die UnterstUt­
zung der CTE - der stärksten Gewerkschafts­
zentrale des Landes. Unter Liberalen .und 
Christdemokraten bestehen starke Strömun­
gen , die auf ein VolksbUndnis der linken 
Kräfte Kurs nehmen." (UZ, 21. 1 . 72) 

KOLUMBIEN : Zwischen dem 7 . und 16 . 1 . 72 
fanden an verschiedenen Orten im Nordwesten 
uqd Nordosten des Landes GUERILLA- AKTIONEN 
statt , an denen Trupps von ca. 200 Mann 

beteiligt waren . Im Verlauf der Aktionen 
wurden mehr ere Dörfer und Kleinstädte be­
setzt, Polizei stationen Uberfallen, Ver­
treter der Oligarchie entfUhrt und die Be­
völkerung mit den Zielen der Guerillas be­
kannt gemacht . Es handelt sich bei diesen 
Ereignissen um die mas sivsten Aktionen 'von 
Guerillas in Kolumbien seit 1965. Obwohl 
Präsident Pastrana und die hohen Militärs 
mehrfach versichert hatten , daß die Gue­
rillabewegungen ausgelöscht seien, sahen 
sie sich jetzt gezwungen, den "Nationalen 
Sicherheit srat" einzuberufen und "Not­
standsmaßnahmen" zu beraten . 

KOLUMBIEN : Der XI. Parteitag der KP KOLUM­
BIENS beschloß ein MINIMALPROGRAMM , das 
es gestatten soll, a~le antioligarchischen, 
antiimpe r ialistischen und demokratischen 
Kräfte auf einer gemeinsamen Plattform zu­
sammenzuschließen , insbesonder e bei der 
Kampagne fU r die Regionalwahlen 1972 und 
die Präsidentschaftswahlen 1974 . Das Min1-
malprogr amm sieht u . a. vor : 
die Nationalisierung der Er dölindustrie , 
die DurchfUhrung einer Agrarreform und die 
Enteignung der Großgrundbesitzer , 
Lohnerhöhungen, 
Sicherung der demokratischen Rechte und 
Freiheiten sowie 
die Einleitung einer Universitätsreform . 
(Horizont 3/72) 

SZ = Süddeutsche Zei tung 
NZZ= Neue Zu r ehe r Zp.itung 
HB :: Handelsbl a t t 


